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Die Wünsche der Gemeinde, daß sich
das Ganze totlaufe, sind nicht erfüllt
worden. Was wurde uns nicht alles
prophezeit: Die Selbstverwaltung führe
doch nur zur Anarchie. oder die poli­
tischen Gruppen oder Parte ien würden
die Arena für sich vereinnahmen, un­
sere Utopien eines freieren und soli­
darischeren Lebens würden bald in
Resignation umschlagen, sogenannte
Randgruppen würden Zwietracht säen,
das kühlere Wetter würde unser Enga­
gement untergraben. Bestimmt gab

es viele Leerläufe . Manchmal. glich
das Plenum einem Chaos. Die Tren­
nung von Publikum und Akteuren ist
noch nicht aufgebrochen worden.
Mit neuen Leuten Kon1Qkt zu schlie­
ßen ist auch nur ein wenig leichter
als in der sonstigen vereinsamenden
Welt. Das alles beweist aber nicht
etwas Irreales unserer Hoffnungen,
sondern die enormen gesellschaftli ­
chen und bewußtseinsmäßigen Schran­
ken. welche die ständigen Bevor­
mundungen in der Arbeit, Freizeit,
Familie und Politik erzeugen.

Die Gemeinde will

Ginge es nur um eine größere kultu­
relle Spielwiese, so würde wahrschein­
lich ein Teil der Gemeinde bald da­
rauf einsteigen. Sie müßte dabei
zwar offensichtlich einen Rückzieher
machen. aber das dazugewonnen Pre­
stige bei der Jugend gliche das für
sie in ihrer Einschätzung bei weitem
aus. Selbst dieser verständnisvollere
Teil ahnt. "Schrecklicheres". Die

Arena-Bewegung wird sich mit einem
größerem Z -Club nicht zufrieden ge­
ben.

Wir wollen ....
Wir wollen das Programm festlegen,
wir wollen über die Finanzen selbst
hestimmen. wir wollen Räume haben,

in denen wir lesen und reden können,
ohne daß wir zur Konsumation gezwun­
gen werden. Wir wollen in Diskussio­
nen Stellung zu verschiedenen Ereig­
nissen beziehen und uns überlegen.
wie wir dabei praktisch tätig werden
können. Sozialarbeiter. Lehrer.
Lehrlinge, Schüler, Kinder und ver-

schiedene Künstler gruppen suchen
dort eine solche Praxis, die ihnen in

Familie, Schule und Beruf oder in

sonstigen "offzicllen Interessensver­
tretungen " erSdl\\'ert wird. Wir alk
brauchen nicht eine von ohen gnädi­
gerweise genehm igte stätte. Wir wol­
len unser Leben in größtmöglicher
Freiheit selbst definieren. Wir wollen

BESETZT

keinen Einstieg in das offiz ielle Kul­
turleben. Wir verzichten darauf in

Jubelstürme auszubrechen, wenn je­
mand zehn Jahre lang seine ganze
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Stellvertreterpolitik

Einer an den "reibungslosen" Ablauf
von Parteikongressen oder Gewerk­
schaftstagen Gewöhnter wird sicher
unsere Plena als ineffektiv und cha­
0tisch bezeichnen. Da ist nicht schon
am Anfang klar, was beschlossen und
wer gewählt wird, da reden die Leute
ohne die bekannten rhetorischen Tricks,
sehr viele machten in den Arena-Plena
das erste Mal mit dem Mikrofon Be­

kanntschaft. Die Diskussions- und Ent­
scheidungstruktur der Arena ist noch
kein optimaler Ausdruck von Selbst­
verwaltung, aber sie ist eine ausge­
zeichnete Schule in dieser Richtung.
Wie sich in den letzten Wochen her­
ausstellte, muß eine langwierige Sach­
und Personaldiskussion keinen Abbruch
der inneren Solidarität bedeuten. Ein
Vertrauen untereinander und in eine
gewählte Führung entsteht nicht nur
durch die "besseren Argumente ",
sondern aus der Bereitschaft gegen­
über niemandem bevormundend zu
wirken und im Eingeständnis nicht
Lehrer sondern ein Teil der Bewe ­
gung zu sein.

Nun besteht ein Komitee, das mit
Ausnahme der KPÖ-Ier unter den
Arenabesetzern unumstritten ist. Vor­
her herrschte zwei, drei Wochen lang
ein Zustand des Mißtrauens. Der Lei­
tungsausschuß funktionierte kaum.. Vie­
le Fragen - wie Sinn einer flihrung
überhaupt, oder Verhältnis Arbeits­
gruppen, Plenum, Komitee waren of­

fen. Man hätte mit Fraktionieren und
Demagogie trotzdem sicherlich ein
Leitungsgremium zustandegebracht,
aber mit dem Preis der Liquidierung
von Basisdemokratie und mit dem

Preis des ständigen Mißtrauens.

Fortsetzung S 28

Die "Volksstimme "schreibt seit eini­
gen Tagen nicht mehr euphorisch über
die Arena. Die der KPÖ nahe stehen­
den Leute wurden nicht in das neue
Komitee geWählt. Obwohl viele von
ihnen sehr aufopferungsvoll für die Are­
na engagieren, ließen sie es sich doch
nicht nehmen, Partepolitik zu betre i­
ben. Die meisten begründeten die

Unsere Stärke:
Selbstverwaltung

Zeit darauf ausrichtet, um einen
Ton besonders schön zu singen oder
wenn ein Schauspieler ganz lebens­
echt einen vom Schicksal Gezeichne­
ten darstellen kann. Unsere Kultur
ist billiger, sie ist lebensnäher, kämp­
ferischer, sie benötigt keine langjäh ­
rig ausgebildeten Spitzenkönner. Sie
ist laienhaft, widersprüchlich, kein
Ruhekissen sondern ein ständiger Pro­
zeß.

Der wirkliche Gegensatz zwischen

uns und dem konzilianteren Teil der
Gemeinde drückt sich nicht so sehr
in unterschiedlichen rechtlichen und
räumlichen Vorstellungen aus. Wir
wollen andere Inhalte. Die Gemeinde
fordert von uns rechtlich Verantwort ­
liche. Sie will ein genaues Mode 11
der Organisation und der Finanzierung
präsentiert bekommen. Wir werden
gewiße Kompromisse machen müs­
sen. Die Zeit arbeitet für die Ge­
meinde, wir müssen uns gegen die
Hinhaltetaktik wehren. Irgendeine
Farm der Vereinsbildung und der da­
mit rechtlich kompetenten Personen
wird es wahrscheinlich bald geben.
Eine Vereinsbildung an sich bedeutet
noch keine Institutionalisierung. Die
Gemeinde soll für ausre ichende sani­
tä.re elektrische und heizungstechni­
!ehe Anlagen sorgen. Weiter soll sie
ohne Auflage eine bestimmte Sum­
me zur Finanzierung von Program ­
men, Kursen, Publikationen und so
weiter zur Verfügung stellen. Wie
wir unser Komitee wählen, wie wir
die Programme bestimmen, welches
unsere längerfristigen Ziele sind, ob
wir Leute anstellen, ob dort Leute
wohnen sollen, welche Interessensgrup­
pen tätig sind, wie wir die Hallen
adaptieren. All das kann nicht Ge­
genstand der Verhandlungen mit der
Gemeinde sein. Die Diskussionen
über diese Themen können nie ab­
geschlossen se in, man wird aus se lbst­
gemachten Erfahrungen lernen. Unse­

re Ansprüche müssen wir erst formulie­
ren. Uns wird sicher vorgeworfen,
wir könnten nicht einmal sagen, was
wir wollen. Das stimmt, zum Teil
können wir heute eher sagen, was
wir nicht wollen und wir können sa­
gen, daß alle Initiativen der Ge­
meinde auf diesem Gebiet genau dem
entsprechen, was wir nicht wollen!
Diese selbstkritische Haltung unserer­
seits entstammt keiner Unfähigkeit
oder Angst. Sie resultiert aus der Ein­
sicht, daß Selbstverwaltung ein Lern­
prozeß ist.

Karl Marx *

weil wir Widersprüche auf­
decken, Erfahrungen ins
Bewußtsein rufen, Proble­
me verallgemeinern, die
die Überlebtheit, ja Le­
bensgefährlichkeit des Ka­
pitalismus offenlegen ­
bei uns in Österreich und
in der Welt. Links, weil
wir die Sackgassen in der
Entwicklung der sogenann­
ten sozialistischen Länder
auch als solche kennzeich­
nen.

Man muß den wirklichen Druck noch
drückender machen, indem man ihm
das Bewußtsein des Drucks hinzufügt,
.•• man muß diese versteinerten Ver­
hältnisse dadurch zum Tanzen brin­
gen, daß man ihnen ihre eigene
Melodie vorsingt!

links,

offensiv links - solidarisch mit
allen Kämpfen gegen Aus­
beutung und Unterdrückung,
solidarisch mit allen Be­

wegungen für den Sozialis­
mus.

offensiv, weil Verhältnisse, die
drücken, sich nicht von
seI bst ändern.

Eigentümer, Herausgeber, Verleger
und Vervielfältiger: FÖJ - Bewegung
für Sozialismus, für den Inhalt verant­
wortlich: Alfred PrandI, alle 1040

Wien, Belvederegasse 10.

Einzelpreis: S 5,-
Abonnement: S 50,- (jährlich).
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Möllersdorf Verstaatlichter Betrieb
will Belegschaft entlassen

Ein Grossteil der Be legschaft befand
sich auf Urlaub. In dieser Zeit soll­

te endlich der lang geplante Coup
gelingen. So dachten es sich die
Manager des verstaatlichten Kon­
zerns VMW Ranshofen - Berndorf.
Die etappenweise Stillegung von
Möllersdorf sollte mit einem Trans­
fer von einem Glühofen lind zwei

Drehbänken in das konzerneigene

Werk Amstetten eingeleitet werden.
Die Arbeiter und Angestellten wur­
den von dieser Absicht nicht infor­

miert. Im Gegenteil: Manager und
Sektionschefs beteuerten bis vor
kurzem, dass Möllersdorf in diesem
Jahr nicht auf der Tagesordnung
stünde.

Die Betriebsräte und die Belegschaft
wurden vorsätzlich getäuscht. Eben­
so ist es als ein übler Trick zu be­
zeichnen, als die VMW -Bosse ihre
überfallsartige Aktion mit vorhande­
nen Ersatzarbeitsplätzen rechtfertig­

ten. In Berndorf wurden in den
letzten Jahren selbst nicht wenige
Arbeitsplätze wegrationalisiert.

Ein Drittel der Belegschaft konnte
kurzfristig mobilisiert werden. In

einer Urabstimmung wurde beschlos­
sen, das Werk zu besetzen und die

Demontage zu verhindern. Nach
einigen Tagen bequemte sich die
Konzernleitung den Abtranspor1 der
Maschinen zumindest bis Ende des
Betriebsurlaubs zu verschieben.
Die Auseinandersetzungen sind auf­
gescho ben worden.

Für den Herbst wird aber nicht mit
einem sozialeren Denken der Mana­
ger zu rechnen sein. Sie haben in
einem stillen Kämmerlein einen
Plan für eine "wirtschaftlichere"
Produktion ausgeheckt, den wollen

sie durchziehen. Sie meinen, dass
der Fortschritt und die Konkurrenz­

fähigkeit des Konzerns nicht eng­

stirnigen Interessen von 250 Beschäf­
tigten geopfert werden können.

Die Vorstandsbezüge von 16 x jähr­
lich 70.000 S fördern sicherlich sol­

che verständnisvolle Überlegungen.

Sollen doch die Arbeiter schlechter

bezahlte Posten annehmen und
eine Stunde mehr Fahrzeit ven,,-en­

den oder gar eine zeitlang arbeits­
los sein.

Es ist unbestreitbar, dass Standort und
Betriebsgrössenfragen für wirtschaft­
1iches Wachsum bedeutsam sind und

dass weniger produktive und konkur­
renzfäh ige Unternehmen längerfri­
stig auch nicht dem Wohl d<:?r Ar­
beiterschaft dienen.

Ebenso unbestreitbar ist, dass Ratio­

nalisierungsmassnahmen auf Kosten
der Arbeiter für diese untragbar sind.
Sie leisten individuell nicht weni­
ger als in wachstumträchtigeren Be­
trieben. Sie können auch nichts da­

für, wenn plötzlich die Nachfrage
für die von ihnen erzeugten Waren
sinkt und der Betrieb deshalb Ver­
luste macht. Die Arbeiterschaft ver­
ursacht nicht die Nachfrageschwan ­
kungen oder Produktivitätsunterschie­
de. Sie ist von der Investitions- und

Preispolitik der einzelnen Betriebe
ausgeschlossen und bei der staatli­

ehen Wirtschaftspolitik ist sie auch
höchstens indirekt und formal be­

teiligt. Von den Entscheidungen
ausgeschlossen zu sein, aber die
eventuelle Verantwortung für die
Auswirkungen der Entscheidungen
zu tragen, das ist das Los der unselb­
ständig Beschäftigten in der "freien

Marktwirtschaft '"

Die Chefs der VMW muten das auf
besonders unverschämte Weise den

Arbeitern von Möllersdorf zu. Man
sollte denken, dass es in einem ver­

staatlichten Betrieb möglich sein
müsste, die Belegschaft wenigstens

zu inform ieren und Rationalisierun ­
gen nicht so eigenmächtig und ar­

beiterfeindlich zu gestalten. Wenn
es stimmt, dass eine Zusammenle­

gung der Buntmetallverarbeitung
von Möllersdorf und Amstetten ko­

stengünstiger und zukunft strächt iger
ist (was bisher nach den mässigen
der Öffentlichkeit zugänglichen Be­
rechnungen nicht so eindeutig ist)

dann ist es die Pflicht des Konzerns,
den Arbeitern ohne Lohnverlust,
ohne Belastung an Fahrzeit und

Dequalifizierung des bisherigen
Tätigkeitsbereiches Ersatzarbeits­
plätze zu schaffen und die Zu­
stimmung der davon Betroffenen
für diese Alternative zu erhalten.

Wer sind wirklich die Verluste­

macher ? Bewegt man sich auf

der Ebene von Zahlen, so trifft
der Vorwurf die Geschäftsführung
und den Staat. Der Verlust für
den gesamten VMW-Konzern

beträgt 1975 ca. 400 Millionen S.
Im Vergleich dazu, wird der Ver­
lust der Metallwarenfabrik Möllers­
dorf 1975 ca. ein Zwanzigstel des­

sen ausmachen. Ranshofen bezahlt
für die Elektrolyse den höchsten
Strompreis der Welt. Das Auslands­

abenteuer von Ranshofen, sich in
eine kurzfristig billigere Alu -Hütte
in der BRD einzukaufen und ver­

pflichtend eine bestimmte Menge
Aluminium zu kaufen, trug während
der weltweiten Krise zu unverkauf­

baren Lagern bei.

Egal ob die Geschäftsführung unsin­

nige Abschlüsse tätigt, egal ob die
verstaatlichten Elektrizi tätswerke
hohe Stromkosten verlangen, egal
ob eine Krise oder die Konkurrenz
zu Rationalisierungen drängt, aus­
zubaden haben es in dieser Gesell­
schaftsordnung vor allem die Arbei­

ter und Angestellten. Der Kampf
der Möllersdorfer stellt nicht zu­

letzt diese unmenschliche Logik
in Frage.

~-------------,
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Ideologiediskussion

Kapitalismus oder Kapitalismus
Der ÖVP fällt auch nichts mehr ein. Stammten ihre früheren Slogans wie
das bedrohliche Tierchen "rote Katze ", die Schleinzer unterstützenden
"jungen Löwen" und der (im Gegensatz zum luden Kreisky) "echte Öster­
reicher" losef Klaus noch aus der eigenen Giftküche, so ist ihre neueste
Idee, eine Ideologiediskussion unter dem Titel "Freiheit oder Sozialismus"
abzuführen, Importware.

4

Als ÖVP-Obmann losef Taus am
CDU-Wahlparteitag Ende Mai in
Hannover erklärte, die "klassen­
kämpferischen Parolen" und das
"utopische System umfassender
gesellschaftlicher Planung" der So­
zialdemokraten würden den Unter­
gang von Zivilisation, Menschen­
würde und persönlicher Freiheit
bringen und seine lichtvollen Äus­
serungen mit dem Ausruf "Aus Liebe
zu Europa - CDU" schloss, konnte
er sich fast heimisch fühlen: Traf
er doch in der Person des CDU-Chef­
managers einen gewissen Gerd Ba­
cher, der noch vor zwei Jahren be­
sonders überparteilicher und unab­
hängig er ORF-Intendant war. Ba­
cher hatte gemeinsam mit Franz
losef Strauss gegen den um einige
Nuancen liberaleren CDU -General­
sekretär Biedenkopf durchgesetzt,
den BRD-Wahlkampf unter der Paro­
le "Freiheit oder Sozialismus", also
CDU/CSU oder SPD, zu führen.

Taus neuem Geschäftsführer Berg­
mann (auch er noch vor einem Jahr
besonders unabhängiger ORF-Inten­
dant für Niederösterreich) kam die
Idee seines alten Chefs Bacher ge­
rade recht: hatte doch erst vor kur­
zem eine Umfrage des Innsbrucker
Politologen Pelinka ergeben, dass
eine grosse Gruppe von Österreichern
der Meinung ist, zwischen beiden
Grossparteien gäbe es kaum noch
Unterschiede.

Kein Wunder: Auch im vergangenen
Jahr sind wieder 93 Prozent aller
Gesetze gemeinsam von SPÖ und
ÖVP beschlossen worden. Trotz ab­
soluter parlamentarischer Mehrheit
sucht die SP stets den Konsens mit
der ÖVP und verändert z. B. selbst
ihre zahmen Reformvorhaben im
Bereich der Justiz bereitwilligst
nach den Wünschen der Unternehmer­
partei.

Nach der Phase, in der die SPÖ die
"Modemisierung" und die "Europa­
reife " des österreichischen Kapita ­
lismus vorangetrieben hat (ÖIAG­
Reform, EWG- Abkommen, Einfüh­
rung der Mehrwertsteuer, Gewerbe­
ordnungsnovelle, etc.) hat sie sich
auch in der Krise dank der Verbun­
denheit mit da- sozialpartnerschaft ­
lichen ÖGB-Spitze als die bessere
Regierungspartei für den Kapitalis­
mus erwiesen. Reallohnsenkungen,
Tariferhöhungen, Steuergeschenke
an die Unternehmer und trotzdem
ein grosses Mass an Loyalität zum
bestehenden System bei den (mehr­
heitlich sozialdemokratischen) Ar­
beitern - das soll ihr doch die ÖVP
einmal nachmachen!

Während die SPÖ immer mehr nach
rechts rückt, sich von ihrer linken
lugend fortwährend distanziert, was
im Ausspruch des grossen Vorsitzen­
den "Solange ich hier regiere, wird
rechts regiert" seinen offenherzigen

Ausdruck fand, versucht die ÖVP,
die ihr Monopol auf rechte Politik
gefährdet sieht, sich selbst als die
verlässlichere kapitalistische Führung
zu verkaufen.

So erkennt sie plötzlich, dass Politi­
ker wie Broda, Fischer, Blecha und
gar Marsch in Wirklichkeit die "Er­

richtung einer marxistischen Gesell­
schaftsordnung in Österreich" wollen,
die SPÖ "weit links" steht und die
"soziale Marktwirtschaft" gefährdet,
kurz, bloss ein unsicherer Zeitgenos'
se ist. Diese VP-strategie baut auf
eine Umfrage auf, derzufolge die
Ausdrücke "sozialdemokratisch" und
"sozialistisch" von den Österreichern
überaus positiv bewertet werden, die
Begriffe "marxistisch" und "kommu­
nistisch" jedoch ziemlich negativ.
Was lag da näher für die VP-Strategen,
als die "Rote Katze" wieder zu strapa­
zieren?

Dass Begriffe wie "marxistisch" und
"kommunistisch" bei der österreichi­
schen Bevölkerung nur Aversion her­
vorrufen, geht auf das Konto des
"realen Sozialismus" der Ostblock­
staaten und der KPÖ. Es ist ein-
fach zu billig, das ganze auf die
antikommunistischen Medien, die
"Hetze" (KP-Jargon) allein zu
schie ben. Die reale Situation in

diesen Ländern, die Entmündigung
der Arbeiterklasse dort und die, so
ungern wir Kreisky recht geben,

wirklich unterwürfige und würde­

lose Haltung der KPÖ, haben es
gemeinsam mit jahrzehntelanger
antikommunistischer Beriese lung
geschafft, dass aus einem stolzen
Attribut der Arbeiterbewegung ein
negatives Reizwort wurde.

Die Ideologiediskussion wird wohl
in dieser Richtung weitergehen.
ÖVP-Generalsekretär Busek wird
weiter "die Maske der Sozialisten
fallen sehen" während gleichzeitig
Androsch und Taus Arm in Arm in
einem Management-Seminar der
"Akademie für Führungskräfte" auf­
treten. Und um den Verdacht zu
zerstreuen, allzu links zu stehen,
wird die SP-Spitze ihr linkes Flügel­
chen verstärkt in die Schranken wei­
sen. Womit die ÖVP auch etwas
von ihrer Ideologiedebatte hätte.

P.L. *



Regierungsumbildung

Besser ein ÖVP-Ier

P<L.*

Vor der letzten Nationalratswahl
glaubte er an einen ÖVP-Wahlsieg
und zahlte schnell per Erlagschein
600 Schilling ÖAA B- Mitgliedsbei ­
träge nach- Um das Geld soll es
ihm nicht leid tun, kann er doch
in Bälde dennoch mit einem Mini­
sterposten rechnen. Willibald Pahr,
Leiter des Verfassungsdienstes im
Bundeskanzleramt, jenes Amtes, das
jede Regierungsvorlage nach ihrer
Verfassungskonformität abklopft, ist
vom großen Bruno zum Außenminister
erkoren worden. Pahr, ein "moderner
Konservativer", wie er sich selbst
einschätzt, bietet Kreisky Gewähr,
daß dieser selbst in der Außenpolitk
federführend bleibt.

Daß in der Diskussion um die Nach­
folge von Außenminister Bielka auch
Namen wie die des "Presse"-Chefre-

dakteurs Schulmeister und des Ver­
legers Fritz Molden genannt wurden,
ist symptomatisch für die Personal­
politk Kreiskys: Karriere machen
unter der SPÖ-Regierung auch die
konservativen Bürgerlichen, ob jetzt
ÖVP- Mitglieder oder nicht. In den
ORF setzte man Oberhammer , den
Nationalen In der Maur und den CVer
Weis, als ÖIAG-Chef holte sich
Kreisky den ehemaligen Burschen­
schafter Geist, dem heute noch die
Schmisse im Gesicht glänzen; ein

Aristokrat wird Verteidigungsmini­
ster und als Landwirtschaftsminister
suchte man lange nach einem ÖVP­
Bauern und während Bundespräsi­
dent Jonas für die Arbeiter noch ei­
nen der ihren darstellte, war Kirch­
schläger wohl Mitglied der ÖVP.
nie der SPÖ.

Daß sich die ÖVP darüber ärgert,
soll nicht darüber hinwegtäuschen,
daß Kreisky hier (neben seiner son­
stigen Politik) eine Große Koalition
mit Teilen der Bourgeoisie eingeht
und dieses Bündnis dann gegenüber
dem linken Parteiflügel als Hinder­
nis für sozialistische Maßnahmen
anführt.

Als gegen die ÖVP gerrichtete Taktik
kann das Ganze vielleicht aufgehen.
Allerdings werden durch diese Politik
selbst die "sozialistischen" Opportuni-:
sten liquidiert, wenn es in Zukunft
nicht einmal mehr notwendig ist der
SPÖ beizutreten um unter der SP­
Ägide politische Funktionen zu be­
kleiden,
Es ist mehr als zweifelhaft, ob die
SPÖ-Mitglieder, die sich brav auf die
Ochsentour der Parteiarbeit hochge­
dient haben, es sich auf die Dauer
gefallen lassen, daß der politische
Gegner die Frucht einer SP-Regie­
rung einheimst.

••• da war nichts gespielt - da war
es dem Mann, der das höchste Amt
in dieser Stadt innehat und dem die

zu tun hat, ".

chem Ernst diese Partei in entschei­
denden Augenblicken sich der
Schwere politischer Verantwortung,
aber auch der Tatsache bewußt ist,
daß ihre größte Stärke in einer über­
zeugenden Freundschaft von Ge­
nossen liegt. die weder mit anbie­
dernde Kumpanei noch mit ver­
schworener Gemeinschaft selbst um
den Preis der Verantwortlichkeit

"Das gehört zu den großen und un­
vergeßlichen Stunden der Wiener
SPÖ •• , vielleicht wurde es noch
nie so deutlich wie in diesen drei
Stunden am Donnerstag. mit wel-

Voll sittlicher Größe und moralischer
Anmut bietet Bürgermeister Gratz ­
bei einer risikoreichen ZweidritteI-
m ehrheit der SPÖ im Rathaus - sei­
nen Rücktritt an. Richtig erhebend
muß das gewesen sein, bewegt-dra­
matisch schildert AZ-Chefredakteur
Scheuch am 6. August den schicksal­
schwangeren historischen Augenblick,
eine Götterdämmerung ist ein Kasperl­
theater dagegen:

Brückendemokratie
I

Sollte in absehbarer Zeit die Florids­
dorfer Brücke einstürzen, so wäre für
Leopold Gratz der Weg zum SPÖ­
Parteiobmann und zum Bundeskanzler
frei - unter der Voraussetzung, daß
dann wieder ein Brückenfestival statt­
findet. Denn was hat Androsch einem
so popularitätsfördernden Ereignis
wie dem Einsturz einer Brücke ent­
gegenzuset zen?

Demokratie und Sicherheit - die Vor­
gänge rund um den Zusammenbruch
der Brücke erlauben einmal mehr,
diese erfolgreichen Wahlslogans der
SPÖ auf ihren Wahrheitsgehalt zu
überprüfen,

5
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letzten Tage ein Maximum an Um­
sicht, Sorge, Aktivität abverlang­
ten, bitter ernst mit der Lösung,
die t'f auf Grund einer von sittli­
chem Anstand getragenen persön­
lichen Auseinandersetzung mit dem
Problem der politischen Verantwor­
tung (weit entfernt von Schuld)
treffen wollte. Und man darf es
Gratz glauben, daß es nicht Emotio­
nen ,",'aren, die ihn dazu trieben,
und schon gar nicht der Wunsch,

alles hinzuschmeißen - sondern
der Versuch, mit unerbitterlicher
Konsequenz das für die Demokra­
tie so gefährliche Argument aus
der Welt zu schaffen, daß immer
nur den Letzten die Hunde beißen,

Und dann brach es aus den Ver­
sammelten heraus, und es waren
keine 1'Iuldigungsadressen und keine
Bittgesuche, die da gesprochen
wurden, sondern das ernste und oft
gar nicht schonungsvolle Gespräch,
das man mit dem Freund führt, und
das sich in so signifikanten Sätzen
artikulierte wie dem: 'Ich sage es
mit aller Brntalität: Das kannst du
nicht machen!' Und es \\' ar ke in
Zufall, daß so mancher der Teil­
nehmer den Wunsch aussprach, der
ßürgerme ist er hätt e seine Erklärung
nie ausgesprochen. "

Ja zu Wien, auch wenn es wegen der
Unfähigkeit der Rathauspolitiker zur
Gänze einstürzt! Das ist wahrer Patrio­
tismus! Unerschüttert steht die SPÖ
am Sarg eh nur eines einzigen Men­
sehen, bereit weiter die Verantwor­
tung zu tragen - für die demnächst
auftretenden Gasrohrexplosionen (das
Wiener Gasnetz ist in einem völlig
desolaten Zustand), bereit, weiter-

hin allen selbstverschuldeten Fehl­
planungen furchtlos die Stirn zu bie­
ten' bereit, auch weiterhin allen
Lösungen der Verkehrsprobleme mutig
aus dem Weg zu gehen! Schließlich
liegt die stärke der SPÖ ja "in einer
überzeugenden Freundschaft von Ge­
nossen ", die sich perfekt ergänzen.
Heldenhaft reagierte Bürgermeister
Gratz, der sich anstelle seiner Unter­
gebenen von den Scheueh' sehen Hun­
den beißen lassen wollte. Heldenhaft
aber auch die Wiener SPÖ, die ihren
Bürgermeister vor diesen Hundebissen
schüt zen wollte - \\' ie leicht kann
nach so einem Hundebiß ein Glied
fehlen •••

"Ich sage es mit aller Brutalität: Das
kannst du nicht machen r" Dieser Satz
hat literarische Qualitäten, er könnte
von Qualtinger stammen, und bei
einem Wettbewerb um den lustigsten
Satz des Jahres würde er sicher den
ersten Preis gewinnen.

Ein Großer aus der Reihe der prakti­
zierenden Dilettanten hat auf dem
Landesparteitag ebenfalls einen epo­
chalen Satz gesagt: Reinhold Suttner,

po lit isch nicht unbe1ast et durch feh­

lende Milliarden beim Bauring. Er

stellte fest: "Die Paarung von Dumm­
heit und Verantwortungslosigkeit
kann gefährlich sein. " Keine Sorge:
Suttner war nicht so sensibel, daß er
damit die verknöcherten Strukturen
der Wiener SPÖ meinte. Er sprach
über die ÖVP. (Das diese Partei ­
hätte sie die Mehrheit - es nicht
besser machen würde, steht auf einem
anderen Blatt).

Die überzeugende Freundschaft zwi ­
sehen Genossen war so brüchig, daß
einer gehen mußte. stadtrat Hofmann,

wohl kaum der einzige Verantwort ­
liehe, trat zurück. Die anderen,
deren Freundschaft zu Gratz nicht so
brüchig war, durften bleiben. Aber
auch dieser eine war Benya schon
zuviel. Denn wo kämen wir denn da
hin, wenn einer, noch dazu ein Ge­
werkschafter, wegen eines läppischen
Brückeneinsturzes samt Totem zu­
rücktreten muß. Wo bleibt denn da
die Solidarität? Auf dem Landespar­
teitag hat Benya es dann ausgespro­
chen und die wahren Schuldigen ent­
deckt: eine Schweinerei war das, ein
Kesseltreiben verantwortungsloser
Journalisten gegen einen biederen
Floridsdorfer. Fluch, dreimal Fluch
den Journalisten, denn sie sind die
Feinde des ÖGBr "Sie werden uns
peitschen, weil sie uns hassen •••
wir haben uns jagen lassen ••• seien
wir vorsichtig, denn sonst schießen
sie einen nach dem anderen ab", und
zum ersten Mal in seinem Leben ver­
wendet Benya ein geächtetes Wort:
"Das ist ein teuflisches Spiel, das im
kapitalistischen System üblich ist. "

Wumm! Da haben wir es! Kapitalis­
mus ist, wenn eine Brücke einstürzt,
die Presse darüber berichtet und ein
Stadtrat gehen muß! Hatte Gratz
Hofmanns Rücktritt noch mit dem
sittlichen und moralisch fundierten
Verantwortungsgefühl eines Sozialisten
in einem öffentlichen Amt begründet
- ohnehin ein Hohn bei den verrotte­
ten Strukturen dieser Partei -, so muß
laut Benya lebensgefährdenden Un­
fähigkeit selbstverständlich gedeckt
werden. Daß ein Politiker wegen
schwerster Versäumnisse zurücktritt,
ist für ihn nicht mehr verständlich ­
Herr Kad, schau oba! (Auf einer
anderen Ebene liegt das Problem,
daß bei solchen Anlässen dann immer
der Schwächste geopfert wird.)



Gesamtschule

Die Forderung nach Hofmanns Rück­
tritt heißt dann in Benyas Terminolo­
gie und DemokratieversÜindnis "Ab­
schießen" und wird damit als bösarti­
ge und destruktive Verfolgung abge­
tan. Am End ist die Brück gar zu­

fleiß eingestürzt, damit die Presse
endlich ihr "Kesseltreiben" gegen
den armen Hofmann starten könne?

Ein schönes Lehrstück in Demokratie,

In Österreich laufen seit 1970 Schul­
versuche zur Gesamtschule im Be­
reich der 10-14jährigen.

1.) Additive Gesamtschule: Räumli­
che Zusamm enfassung von Haupt­
schule und allgemein bildender
höherer Schulen unter gemeinsa­
mer Leitung soll Übertrittsmög­
lichkeiten der Kinder in die all­
gemein bildende höhere Schule

erleichtern.

2.) Orientierungsstufe: 5. und 6.
Schulstufe werden ohne Trennung
in Hauptschule und al1gemein
bildende höhere Schule zusam­
mengefasst.

3. ) Integrierte Gesamtschule: Hier
gibt es mehrere Varianten:

• ) ~tE~~:!1J.E1.8~ Nach undifferen­
zierter Eingangsperiode entsteh­
en drei verschiedene Leistungs­
gruppen in Deutsch, Mathema­
tik und Englisch.

.) ~~~ti~g:. Nach undifferenzier­
ter Eingangsperiode zunächst
nur zwei Leistungsgruppen in
Deutsch, Mathematik und Eng­
lisch. Einrichtung einer dritten
Leistungsstufe erfolgt erst zu Be­
ginn der zweiten Schulstufe.

•)~~~.?i~~~r!~ _~tE~ ~:!1J.E1.8_-.?~!~i.E1,g­
J2~f!~~~n_zJ~EJ.:~g:. Die Bildung
von Basisgruppen erfolgt nach
Klassenzugreife.

In der 4. Schulorganisationsnovelle
Artikel II heisst es: "Die höchste
Leistungsgruppe hat die Aufgabe der
al1gemein bildenden Schulen und
die tiefste jene des zweiten Klassen­
zuges zu erfüllen. "

Hier wird das Dilemma aller Ge­
samtschulversuche ganz deutlich.

Sie bedeuten die Erprobung neuer

Freiheit und Sicherheit. das uns die
Wiener SPÖ und Benya da geboten
haben. Noch ein Brückeneinsturz,
und die SPÖ fordert für mißliebige
Journalisten Berufsverbot und für ­
selbstverständlich verhetzte - kriti­
sche Bürger Gefängnis. Hatten wir
das nicht schon einmal?

E.H.*

schulorganisatorischer Formen. An
den Inhalten, Lehrplänen und Lehr­
zielen hat sich überhaupt nichts
verändert. Die alten Lehrpläne die­
ncn als Grundlage, um eine Ver­
gleichbarkeit der Schulversuche
mit dem herkömmlichen Schulsystem
zu gewährleisten. Die vielpropagier­

te Phrase "Chancengle ichhe it" ist
eine reine Augenauswischerei. Die

Differenzierung in Leistungsgruppen
bewirkt ein viel krasseres Auslese-

system und Konkurrenzverhalten
als in den herkömmlichen Schulen.

Jeder strebt danach in die beste Lei­
stungsgruppe zu kommen, und um
dieses Ziel zu erreichen sind al1e
Mittel recht. Auf dem hohen Ross
sitzend blickt er verächtlich auf die
"Unteren" herab. Die anderen wissen,
dass sie die Dummen, ewigen Versa­
ger sind, die so und so nichts versteh­
en, lernen, dass Beruf von Berufung
kommt und nur wenige berufen sind.
Objektivierte Leistungstests sollen
die individuelle Leistungsbeurteilung

des Lehrers verhindern. Diese vorge­
gebenen Prüfungen schränken den
Handlungs- und Entscheidungsfrei ­
raum für Lehrer und Schüler immer

mehr ein. In festgelegten Schemata
wird nur etwas eingesetzt oder er­
gänzt. Der Leistungsdruck verun­
möglicht eine bewusste Auseinander­
setzung und Infragestellung der In­
halte.

In den herkömmlichen Schulen kann
jeder Lehrer individuell Schwerpunkte
setzen (Themen, die für den Schüler
interessant sind ausführlicher behan­

deIn, andere dafür nur kurz über­
fliegen). während Versuchsschulleh­
rer das starr vorgegebene Lehrange­
bot ohne Reflexion bewältigen müssen.

Die häufigen Testbilder für Lehrer
und Schüler sind eine permanente

Kontrolle. Die Kinder in der Gesamt­
schule lernen, dass unsere Gese llschaft
eine Leistungsgesellschaft ist und nur
der "Fleissige, Strebsame und Unter­
würfige" es zu etwas bringen kann.
Durch die Leistungsgruppene inteilung
wird der kollektive Klassenverband
zerstört. Es herrscht Konkurrenz,
Neid und Feindschaft - alle Verhal­
tensweisen werden angezüchtet,
die für das spätere Berufsleben er­
forderlich sind.

Versuchsschulen müssen Musterschu­
len sein und deshalb werden sie mit
den besten und teuersten Lehrbehel­
fen ausgestattet. Dies geht aber auf
Kosten der "gewöhnlichen" Schulen,
die noch immer die überwiegende
Mehrheit darstellen. Schulversuche
also für wen?

Differenzen kristallisieren sich auch
im Lehrkörper heraus - in manchen
Gesamtschulen übernehmen Mittel­
schullehrer nur 1. Leistungsgruppen
usw. Einige Mittelschullehrer wei­
gern sich in einer integrierten Ge­
samtschule zu unterrichten, weil
sie in der Stufenleiter, die sie müh­
selig erklommen haben, nicht her­
absteigen wollen.

Schulreformen, wie sie momentan
bei uns prakt iziert werden, bed eu­
ten keine Verbesserung, sondern nur
eine Anpassung an die gesellschaft­
liche Mobilität. Die Schule hat ja
die Funktion, die Arbeitskraft aus­
zubilden, mit allen Eigenschaften,
die dafür notwendig sind (Konkurrenz,
Befehlsgehorsam, Auroritätshörigkeit

Kritiklosigkeit, auf eigenen Beinen
stehen, Versagen auf sich selbst zu­

rückführen, usw ••• )

Die Schule muss verändert werden,
aber nicht formal organisatorisch,
sondern vom Inhalt her. Wir halten
demnach folgende Forderungen für
richtig:

1.) Eine einheitliche Schule, die die
soziale Situation jedes einzelnen
Schülers berücksichtigt. Voraus­
setzung dafür ist eine gemeinsa­
me pädagogische Ausbildung aller
Lehrer, die durch verschiedene
fachliche Ausbildung erweitert
wird. Wenn sich die Lehrer als
Einheit sehen, werden sie auch
Schüler aus unterschiedlichen
sozialen Schichten einheitlich
zusammenfassen können.
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2.) Schüler sollen sich ihrer Situation
und der sich daraus ergebenen
Probleme (die ebenso Lehrer und
Eltern betreffen) bewusst werden ­
sie artikulieren lernen - und da­
durch auch befähigt werden, den
Systemzusammenhang zu erken­
nen. Sie sehen somit, dass eigene
Bedürfnisse berechtigt sind und
nicht der "Institut ion Schule"
zum Opfer fallen dürfen (Bedürf­
nisse wie: Bewegungsdrang,
angstfreie Kommunikation zwi­
sehen Schülern und Lehrern, freie
schöpferische Betätigung, die
nicht sofort als Leistung bewertet
wird. Lernen nicht aus Zwang

sondern aus Interesse, Stärkung
solidarischen Verhaltens durch
gemeinsame Aktionen mit
Schülern und Erwachsenen).

3.) Die veralteten, lebensfremden
Lehrpläne und Inhalte müssen
durch lebensnahe und praxisbe­

zogene nicht starr vorgegebenen
Unterrichtshilfen (die die oben

angeführten Bedürfnisse der Kin­

der berücksichtigen) ersetzt wer­
den.

4.) Auflösen der starren Jahrgangs­
klassen in mobile Interessens­
gruppen.

5. ) Öffnung der Schulen für Aktivi­
täten, Veranstaltungen der
Schüler ebenso wie für die von
Lehrern und Eltern. (Dichterle­
sungen, Musik, Theater, Film,
Diskussion••• )

6.) Förderung aller Einrichtungen,
die soziales Leben in der Schule
erst ermöglichen. Bibliothek,
Druckerei für Schülerzeitungen,
Cafe, Öffnung des Turnsaales,
des Schulgartens, freier Zugang
für die Schüler und Lehrer zu
allen Schuleinrichtungen.

Lehrergruppe der
Bewegung für Soz ial ism us (föj)

*
Vom Völkerkerker zum Minderheitenkerker

K.u.K. Volksgruppengesetz
anno 1976

Nach längerem ßauclweh und einigen
Geplänkeln wurde nun am 5.8,1976
das Bundesgesetz vom 7.7. 1976 über
die Rechtsstellung von Volksgruppen
in Österreich (Volksgruppengesetz)
herausgegeben. In Kraft tritt dieses
Bundesgesetz erst am L 2,1977, damit
die notwendigen Verord nungen kund­
gemacht und die notwendigen Maß­
nahmen einschlie ßlich der "vorgese­
henen Herstellung des Einvernehmens
mit dem Hauptausschuß des National­
rates" (§ 24 Abs. 2) getroffen werden
können.

Be im Durchlesen dieses ungeliebten
Gesetzes fällt auf, daß besser von
einer lJnrechtsstellung von Volksgrup­
pen gesprochen werden sollte. Rechte
werden den Volksgruppen kaum ein­
geräumt, eher ihr Lebensraum genau
festgelegt. Es zeigt sich darin wie
begrenzt und beengend die Vorstellun­
gen unserer Gesetzgeber sind, welche
Rechte und Möglichkeiten Volksgrup­
pen haben sollen.

Zuerst klingt der Gesetzeswortlaut
noch recht manierlich:

"Die Volksgruppen in Österreich
und ihre Angehörigen genießen den
Schutz der Gesetze; die Erhaltung
der Volksgruppen und die Sicherung
ihres Bestandes sind gewährleistet.
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Ihre Sprache und ihr Volkstum sind
zu achten. " (§ 1 Abs. 1)

Fragt sich nur wie die Sicherung des
Bestandes der Volksgruppen gewähr­
leistet ist, wenn selbst die Volksgrup­
pen, die bekannt und deren Rechte
im Staatsvertrag vom 15.5.1955 fest­
gehalten sind, um ihr Überleben als
Volksgruppe kämpfen und sich se lbst
erst einmal statistisch nachweisen
müssen. Bisher wurden die Möglich­
keiten z ur Erhaltung und Sicherung
von Volksgruppen systematisch ein­
geschränkt. Zum Beispiel dadurch,
daß in den Gebieten wo "Minderhei­
ten" vorhanden sind, nicht automa­
tisch alle Kinder in beiden Sprachen
unterrichtet wurden, sondern extra
eine Anmeldung hiezu notwendig
war. Kinder, die für den nichtdeut­
schen Sprachunterricht angemeldet
wurden, wurden gegenüber anderen

benachteiligt. Ergebnis: mit der Zeit

erfolgten immer weniger Anmeldun­
gen. Bald konnte somit die Sprache

der Volksgruppe aus den Lehrplänen
der Schulen der entsprechenden Lan­
desteile gestrichen werden. Wie es
mit der Achtung von Volksgruppen
bestellt ist, davon kann sich jeder
überzeugen, z. B. daran wie "liebens­
würdig" alle jene benannt werden,
die nicht deutsch sprechen. "Tschusch"
etc.

Wann wird
von Volksgruppen
gesprochen

"Volksgruppen im Sinne dieses Bun­
desgesetzes sind die in Teilen des
Bundesgebietes wohnhaften und be­
heimateten Gruppen österre ich i ­
scher Staatsbürger mit nichtdeut ­
scher Muttersprache und eigenem
Volkstum. " (§ 1 Abs. 2)

Ist also einer Gruppe von österreichi­
schen Staatsbürgern die nichtdeutsche
Muttersprache und das eigene Volks­
tum mit der Zeit auf irgend eine
freundliche oder unfreundliche Art
durch die Regierenden oder durch
Gruppen österreichiseher Staatsbürger
mit deutscher Muttersprache ausge­
trieben worden, braucht nicht mehr
von einer Volksgruppe gesprochen
werden. Wenn also eine Gruppe öster­
reichiseher Staatsbürger nur im Bun­
desgebiet wohnhaft und nicht behei­
matet ist, braucht nicht mehr als
Volksgruppe angesehen und kann unter
den Tisch gekehrt werden. Wer also
seinen Heimatort verläßt, gilt nicht
mehr als Angehöriger seiner Volks­
gruppe, da er im neuen Wohnort zwar
wohnhaft aber nicht mehr beheimatet
ist. Durch die Zerstreuung der Ange­
hörigen braucht nicht mehr von einer



Gruppe gesprochen werden. Wozu
sonst sollte diese Unterscheidung die­
nen?

"Das Bekenntnis zu einer Volks­
gruppe ist frei. Keinem Volksgrup­
penangehörigen darf durch die Aus­
übung oder Nichtausübung der ihm
als solchem zustehenden Rechte ein
Nachteil erwachsen. Keine Person
ist verpflichtet, ihre Zugehörigkeit
zu einer Volksgruppe nachz uweisen. "
(§ 1 Abs. 3)

Dies sollte eigentlich selbstverständ­
lich sein. Außerdem sind im staats­
vertrag Artikel 6: "Menschenrechte"
und Artikel 7: "Rechte der slowenischen
und kroatischen Minderheiten" die
Rechtsstellungen und das Verbot der

Diskriminierung weitaus besser festge­
halten. Trotzdem wurde nicht verhin­
dert, daß sich nach der Unterfertigung

des Staatsvertrages der Heimatdienst
in Kärnten neu formierte, obwohl im
Artikel 7 unter 5. festgehalten ist:

"Die Tätigkeit von Organisationen,
die darauf abzielen, der kroatischen
oder slowenischen Bevölkerung ihre
Eigenschaft und ihre Rechte als
Minderheit zu nehmen, ist zu ver­
bieten. "

Die Hetze des Kärtner Heimatdienstes
gegen die Slowenen ging vor allem

davon aus, daß die alliierten "Beset ­
zer" der "Ostmark" die Einräumung
von Rechten für die Minderheiten
diktiert hatten, und dies von den
deutschsprachigen Kärntnern nicht
anerkannt werden müsse. Sie operier­
ten und operieren unter dem Motto:
"Traut's euch nur auf euer Recht zu
bestehen". Es ist zwar die Möglich­
keit genommen, wie zur Zeit des
Natio nalsoz ialismus, m ißI iebige
Slowenen in KZ's zu ermorden,
aber es gibt anderes.

Seither wird den Slowenen nahegelegt
Selbstmord zu begehen, wenn auch
"nur" kultureller. Wie dies vor sich
geht, kann vielleicht dadurch sicht­
bar gemacht werden, indem man sich
vorstellt, daß z. B. in Wien keiner
mehr in der Öffentlichkeit wienerisch
sprechen könnte ohne angepöbelt zu
werden. Daß man vom Schaffner,
Polizisten oder wer sonst gefragt wird,
keine Antwort bekommt. Man spricht
folglich nur mehr im Familienkreis
in seiner Muttersprache, unterläßt
dies aber mit der Zeit, um zu ver­
meiden, daß die Kinder auffallen
und Schwierigkeiten bekommen.

Jetzt ist möglicherweise auch verständ­
lieh, warum immer wieder darauf
verwiesen wird, daß die Minderheit
sowieso immer kleiner wird und "eh
ka Recht braucht ".

Weiters stellt sich die Frage: Was soll
die Zählung der Angehörigen nicht­
deutsch sprechender Volksgruppen,
wenn keine Verpflichtung für den
Nachweis der Zugehörigkeit besteht?

Wer soll Einfluß
haben
Natürlich sollen nur die obersten Be­
hörden Einfluß auf die Feststellung
haben, wer, wie, wo und in welcher
Zahl Volksgruppen und deren Ange­
hörigen vorkommen können und dür­
fen. Darum heißt es weiter:

"Durch Verordnung der Bundesre­

gierung im Einvernehmen mit dem

No I HM~I,
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Hauptausschuß des Nationalrates
sind nach Anhörung der in Betracht
kommenden Landesregierung fest­
zulegen:
1. Die Volksgruppen, für die ein

Volksgruppenbeirat eingerich ­
tet wird, sowie die Zahl der
ihm angehörenden Mitglieder.

2. Die Gebietsteile, in denen we­
gen der verhältnismäßig be­
trächtlichen Zahl (ein Viertel)
der dort wohnhaften Volksgrup­
penangehörigen topographische
Bezeichnungen zweisprachig
anzubringen sind.

3. Die Behörden und Dienstste llen,
bei denen zusätzlich zur deut­
schen Amtssprache die Verwen­
dung der Sprache einer Volks­
gruppe zugelassen wird, wobei
jedoch das Recht der Verwen­
dung dieser Sprache auf bestimm­
te Personen oder Angelegenhei-
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ten beschränkt werden kann. "
(§ 2 Abs. 1)

Bei obenangeführten Absatz hat selbst
die Verfasser dieses Gesetzes die
Angst gepackt, daß den Volksgruppen
nicht einmal in diesem beschränkten
Rahm en Rechte zuge billigt würden.
Sie weisen daher im Absatz 2 dieses
Paragraphen hin:

"Bei Erlassung der in Abs. 1 vorge ­
sehenen Verordnungen sowie bei der
Vollziehung des Abschnittes III
(Volksgruppenförderung) dieses
Bundesgesetzes sind bestehende
völkerrechtliche Verpflichtungen zu
berücksichtigen. "

Damit aber nicht vielleicht zuweit
mit der Berücksichtigung gegangen
wird heißt es dann weiter:

"Darüber hinaus ist auf die zahlen­
mäßige Größe der Volksgruppe, die
Verbreitung ihrer Angehörigen im
Bundesgebiet, ihr größenordnungs­
mäßiges Verhältnis zu anderen öster­
reichischen staatsbürgern in einem
hestimmten Gebiet sowie a.uf ihre
besonderen Bedürfnisse und Interes­
sen zm Erhaltung und Sicherung
ihres Bestandes Bedacht zu nehmen.
Hiebei sind die Ergebnisse amtlicher
statistischer Erhebungen mitzube­
rücksichtigen. "

Erscheint den Behörden die zahlen-
, mäßige Größe einer Volksgruppe zu

gering, dann ist es wahrscheinlich
nicht notwendig auf diese Rücksicht
zu nehmen. Wo kämen wir da hin,
wenn auf jede noch so kleine Minder­
aufgepaßt werden soll ?

die Interessen der Volksgruppen be­
rühren, unter Setzung einer ange­
messenen Frist zur hören. Die
Volksgruppenbeiräte können auch
Vorschläge zur Verbesserung der
Lage der Volksgruppen und ihrer
Angehörigen erstatten. " (§ 3, Abs.l)

sehr nett, daß nicht verlangt wird,
Volksgruppenbeiräte sollen gegen die
Interessen ihrer Volksgruppe vorgehen,
und daß sie zur Beratung der die
Volksgruppen betreffenden Angele­
genheiten herangezogen werden. Ob
es was nützt, daß sie reden dürfen
und ob auf das Gesagte gehört wird,
wird nicht so leicht zu überprüfen
sein.

Doch die Beratung der Bundesregie­
rung ist nicht alles, wofür die Volks­
gruppenbeiräte dienen.

"Die Volksgruppenbeiräte dienen
auch zur Beratung der Landesregie ­
rungen, wenn sie von diesen dazu
aufgefordert werden. " (§ 3, Abs.2)

Werden sie dazu nicht aufgefordert,
dann kann man halt nichts machen.
Die Landesregierungen werden schon
nichts gegen die Minderheiten tun,
die ja "den SChutz der Gesetze ge­
nießen ".

Wer wählt den Beirat
und wer kann
Mitglied sein
Diese Beiräte werden selbstverständ­
lich nicht von der entsprechenden
Volksgruppe sondern von

"der Bundesregierung nach vorheri­
ger Anhörung der in Betracht kom­
menden Landesregierung auf die
Dauer von vier Jahren bestellt. "
(§ 4 Abs. 1)

Welche Leute da Chane en haben
werden, ist nicht schwer vorzustellen,
wenn man z. B. an die Aussprüche
der diversen kärntner Landespolitiker
denkt.

Doch ist im Gesetz auch festgehalten,
wer für dieses Amt in Betracht kom­
men kann. Um nur ja keine Möglich­
keit der "proporzmäßigen " Auffäche­
rung zu versäumen und die Institutio­
nalisierung und Bürokratisierung der
Volksgruppen voranzutreiben, wird
bestimmt:

"Die Anzahl der Mitglieder jedes
Volksgruppenbeirates ist unter Be­
dachtnahme auf die Anzahl der
Angehörigen der Volksgruppe so
festzusetzen, daß eine angemesse­
ne Vertretung der politischen und
weltanschaulichen Meinungen in
dieser Volksgruppe möglich ist. "
(§ 3 Abs.3)

"Die Bundesregierung hat" bei der
Bestellung der Beiräte "darauf Be­

dacht zu nehmen, daß die in der
betreffenden Volksgruppe wese nt­
lichen politischen und welt anschau ­
lichen Meinungen entsprechend
vertreten sind. " (§ Abs. 1)

Und um ja keinen Ärger zu bekom­
men, ist dann noch ausgeführt:

"Zu Mitgliedern eines Volksgruppen­
beirates können nur Personen be­
stellt werden, die erwarten lassen,
daß sie sich für die Interessen der
Volksgruppe und die Ziele dieses

Wozu
Volksgruppenbeiräte
Um aber den "guten" Willen zu zei­
gen werden Volksgruppenbeiräte ge­
schaffen.

"Zur Beratung der Bundesregierung
und der Bundesminister in Volks­
gruppenangelegenheiten sind beim
Bundeskanzleramt Volksgruppen­
beiräte einzurichten. Sie haben
das kulturelle, soziale und wirt­
schaftliche Gesamtinteresse der
Volksgruppe zu wahren und zu ver­
treten und sind insbesondere vor
Erlassung von Rechtsvorschriften
und zu allgemeinen Planungen auf
dem Gebiet des Förderungswesens,

10



Bundesgesetzes einsetzen, zum
Nationalrat wählbar sind und die

1. Mitglieder eines allgemeinen
Vertretungskörpers sind und die
im Hinblick auf ihre Zugehörig­
keit zur betreffenden Vo lks­
gruppe gewählt wurden oder
dieser Volksgruppe angehören
oder

2. von einer Vereinigung vorge­
geschlagen wurden, die ihrem
satzungsgemäßen Zweck nach
Volksgruppeninteressen vertritt
und für die betreffende Volks­
gruppe repräsentativ ist oder

3. als Angehörige der Volksgruppe
von einer Kirche oder Religions­
gemeinschaft vorgeschlagen
wurden. " (§4 Abs. 2)

So ist gesichert, daß die jeweilige
Regierung sich aussuchen kann, wel­
che Volksgruppenvertreter ihr genehm
sind. Sollte ein Vertreter im Interesse
seiner Volksgruppe zu der Überzeu­
gung gelangen, daß dieses Bundes­

gesetz der Volksgruppe nicht ent­

spricht und dies öffentlich bekannt­
geben, kann er nicht Mitglied des
Volksgruppenbeitrates werden. Es

kann ja nicht erwartet werden, daß
er sich für die "Ziele dieses Bundes­
gesetzes" einsetzt. Da nützt auch
nicht wenn er für seine Volksgruppe
repräsentativ ist.

Bundeskanzler
als Ersatzkaiser
Von sich aus und allein darf der Bei­
rat scheinbar nicht v iel. So ist zu
lesen:

"Jeder Volksgruppenbeirat wählt
aus dem Kreis seiner ••• Mitglie­
der einen Vorsitzenden und einen
Vorsitzenden -Stellvertreter. Er ist
zu diesem Zweck ••• nach Bestel­
lung seiner Mitglieder vom Bu n ­
des k an z 1er zur Konstitu ierung
einzuberufen. " (§ 5 Abs. 1)

"Jeder Volksgruppenbeirat gibt sich
eine Geschäftsordnung, die der
Genehmigung des Bundes­
kanzlers bedarf." (§ 5 Abs. 2)

"Der Volksgruppenbeirat ist vom
Vorsitzenden auf Verlangen der
Bundesregierung, eines Bundesmi­
nisters' einer Landesregierung oder
eines Fünftels seiner Mitglieder •••
einzuberufen••• " (§5 Abs. 3)
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"Hat ein Mitglied eines Volksgrup­
penbeirates drei aufeinanderfolgen­
den Einladungen zu einer Sitzung
ohne genügende Entschuldigung
keine Folge geleistet oder fallen die
Voraussetzungen für seine Bestellung
weg, so hat dies, nachdem dem
Mitglied Gelegenheit zur Stellung­
nahme gege ben worden ist, der
Volksgruppenbeirat durch Beschluß
festzustellen und dem Bund e s -
k a n z 1e r bekanntzugeben. Der
Bund eskanzler stellt durch
Bescheid de n Verlust der Mitglied­
schaft zum Volksgruppen beirat
fest. "(§ 6 Abs. 1)

"Zur Behandlung von Fragen, die
mehrere Volksgruppen gemeinsam
betreffen, können die in Frage
kommenden Volksgruppenbeiräte
auf Einladung des Bundeskanz­
1e r s zu gemeinsamen Sitzungen
zusammentreten•••• " (§ 7)

Volksgruppen kommt an die Brust des
Ersatzkaisers, unserem "Landes­
Kreisky" er wird in allen Fragen
euer treusorgender "Vater" sein.

Diese Teile des Gesetzes dürften vor­

erst reichen, obwohl die Abschnitte
"Volksgruppenförderung " und "Amts­

sprache" noch einige Feinheiten bie­
ten würden. Aber aufgrund deren Um­
fangs würde dies zu weit führen.

Österreichs Politiker können stolz sein
auf diese Problem "lösung". Sie ent­
spricht ihnen. Sie erinnert sehr stark
an die Vorgangsweise während der
Monarchie (Unterscheidung zwischen
Herren - und Dienervölker) in diesem
Bereich. Die Politik die im Vielvöl­
kerstaat betrieben wurde, war nicht
mit Erfolg gekrönt, da die Völker
sich diese nicht gefallen ließen.

Die Rechte, die die deutschsprachige
Volksgruppe für sich begehrt, haben

RSAMM­
LUN<;S-
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auch für die übrigen Volksgruppen zu
gelten. Dafür einzutreten würde ein
spezielles Gesetz und diverse Verord­
nungen erübrigen. Wenn aber wie
bisher an die Frage der Volksgruppen
herangegangen wird, werden die
"schönsten" Bestimmungen nichts
bringen.

Dabei kann jetzt nur auf die Gegeben­
heiten für die Slowenen und Kroaten,
als bereits lange in Österre ich behei­
mateten Volksgruppen,eingegangen
werden. Wie dies mit den eingebür­
gerten Gastarbeitern aus Jugoslawien
und der Türkei, sowie den diversen
emigrierten und Staatsbürgerschaft
erhaltenen Ungarn usw. ist, müßte ""'_
noch extra beleuchten.

Es zeigt sich besonders in der letzten
Zeit, daß versucht wird, bürokratisch
die Aufschaukelung der politischen
und nationalen Emotionen in Kärn­
ten zu stoppen. Um ja allem aus
dem Weg zu gehen, drohen die Be­
hörden damit, z. B. alle Veranstal­
tungen zu verbieten und verhält sich
im "Volksstreit " so neutral wie Frank­
reich im spanischen Bürgerkrieg.
Dadurch wird objektiv für die
"Deutschnationalen" Partei bezogen.
Anstatt daß Österreich die Slowenen,
die als Partisanen für die Befreiung
Österreichs gekämpft haben, ehrt,
überläßt man dies dem jugoslawi­
schen Gesandten, und läßt zu, daß
die Geehrten beschimpft werden.
Dafür werden Slowenen, die ihrem
Unmut über die Enthüllung eines
Abwehrkämpferdenkmals kundtun,
in Gewahrsam genommen. (Kein
Wunder, der Einsatzleiter der Poli­
zei in St. Kanzian ist Mitglied des
Kärntner Heimatdienstes. )

Wehe, die Italiener würden so in
Südtirol vorgehen, da würden sich
die österreichischen "Demokraten"

das Maul zerreißen. *O.M.
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Notizen zum Spanischen Bürgerkrieg

12

Der Krieg, der im Juli 1936 in Spani­
en begann und dreieinhalb Jahre ge­
dauert hat, war in seinem Wesen ein
Bürgerkrieg, gleichzeitig aber auch
ein wesentlicher Teil der internatio­
nalen Auseinandersetzung der dama­
ligen Zeit. was seinen Charakter und
seinen Verlauf entscheidend beein­
flusste. Die inneren wie die interna­
tionalen Aspekte des Krieges. bei de­
nen alle politischen und gesellschaft­
lichen Grundprobleme berührt wur­
den. erklären den tiefen Einfluss.
den der spanische Krieg auf die eu­
ropäische Arbeiterbewegung ausge­
übt hat, ein Einfluss, der auch heute
noch spürbar ist.

Es ist über diesen Krieg viel geschrie­
ben worden. Trotzdem ist es nicht
leicht. ein abgerundetes Bild, eine
ausgewogene Einschätzung zu geben.
Denn bei kaum einem anderen Er­
eignis der Zeitgeschichte waren die
inneren Widersprüche so deutlich,
war aber auch durch die leidenschaft­
liche Anteilnahme die Verlockung
so gross, die Dinge, je nach Einstel­
lung einseitig zu betrachten. In ei­
nem kurzen Artikel kann nur der Ver­
such gemacht werden. die Wider­
sprüchlichkeit der Ereignisse und Ten­
denzen, die nur zum Teil spezifisch
spanisch, zum grösseren Teil aber
allgemeiner Natur waren, zu skiz­

zieren.

Der Krieg war vielschichtig. Er war
ein Bürgerkrieg, nicht nur zwischen
Faschisten und Antifaschisten. Der
Sieg der "Volksfront" bei den Wahlen,
bei denen die Stimmen der nicht in
der "Volksfront" vertretenen Anarchi­
sten den Ausschlag gegeben haben,
brachte eine starke linksbürgerliche
Mehrheit im Parlament (159 Abge­
ordnete linksbürger licher und 108 Ab­
geordnete der Arbeiterparteien). Mit
Beginn des Krieges wurden aber die
Arbeit erorganisationen tonange bend.
Ein Konflikt innerhalb des Konfliktes
entbrannte um die Frage. ob man
das veränderte innere Kräfteverhält­
nis im republikanischen Teil Spaniens
zur Änderung der Gese llschaftsordnung
ausnützen oder bis zum Sieg über den
Faschismus den Rahmen der bürger­
lich-demokratischen Ordnung beibe­
halten sollte.

Der Krieg war, wie erwähnt, keine
isolierte spanische Angelegenheit.
Er fand statt nach der schweren Nie­
derlage der deutschen Arbeiterbe­
wegung 1933 und angesichts einer
wachsenden faschistischen Bedrohung
in ganz Europa. Die Kraft des Fa­
schismus lag nicht zuletzt darin, dass
er von den sogenannten westlichen
Demokratien als Knüppel gegen den
Sozialismus angesehen wurde. In
Spanien wirkte sich das so aus, dass
Frankreich und England auf die
deutsch -italienische Intervention mit
der Politik der "Nichteinmischung"
antworteten. Objektiv und auch sub­
jektiv befanden sich die europäische
Arbeiterbewegung und auch die So­
wjetunion in der Defensive. In Spanien
bestand nun die Chance, durch einen
Sieg über den Faschismus, der zu­
gleich auch eine Niederlage des
deutschen und italienischen Faschis­
mus gewesen wäre, aus der Defen-
sive herauszukommen. Spanien war
auch der Brennpunkt in den Bemü­
hungen' den Faschismus zu isolieren
und eine möglichst breite antifaschi­
stische Einheit aufzubauen. Sollte
das gelingen - und zu dieser Einheit
gehörten auch sozialdemokratische
und bürgerlich-demokratische Kräfte ­

dann erschien es fehlerhaft, die
Klassenauseinandersetzungen in Spa­
nien bis zu Ende zu führen, solange
der Faschismus nicht geschlagen war.
Innerhalb der antifaschi stischen Kräf­
te entstanden durch diese Frage
schwere Gegensätze, die zum Teil
mit Mitteln ausgetragen wurden, die
konterrevolutionären Charakter hat­
ten.

Um die Situation richtig einzuschät­
zen, muss man aber auch in Betracht
ziehen, dass im republikanischen
Spanien bis zur Niederlage der Gross­
grundbesitz aufgeteilt blieb, die In­
dustrie im wesentlichen verstaatlicht
war und Ansätze zu einer Arbeiter­
Selbstverwaltung bestanden. Ausser­
dem wurden die bewaffneten Streit­
kräfte von den Arbeiterparteien be­
herrscht. Bei einem Sieg über den
Faschismus hätten günstige 0 bj ektive
Bedingungen für weitere gesellschafts
verändernde Schritte bestanden. Die
schwerwiegende Frage, weIchen Cha­
rakter ein sozialistisches System da­
mals in Spanien angenommen hätte,

ist damit allerdings nicht beantwortet.

Rolle der Sowjetunion
Sie kann nur beantwortet werden,
wenn man die Rolle der Sowjetunion,
die damals noch nicht die zweite
"Supermacht" war, in Betracht zieht.

Auch ein revolutionärer Krieg kann
gegen einen militärisch starken und
gut organisierten Gegner nicht ohne
Kriegsmaterial, Militärorganisation
und militärische Fachkräfte geführt
werden. Der Kern der Truppen Fran­
cos - die Marokkaner, die spanische
Fremdenlegion, die faschistischen
Stosstrupps und die deutsche Legion
Kondor - war politisch nicht angreif­
bar, sondern nur militärisch. Nur
die Sowjetunion lieferte den Anti­
faschisten Kriegsmaterial in nennens­
werter Menge und sowjetische Flie­
ger, Tankisten und andere Militär­
spezialisten waren, vor allem in der
ersten Phase des Krieges, unentbehr­
lich. Ohne die Hilfe der Sowjetun­
ion hätte Franeo in wesentlich kür­
zeren Zeit gesiegt. In der letzten
Phase des Krieges liess die sowj eti­
sehe Hilfe nach (was politische Ur­
sachen hatte), doch unbestritten
bleibt die Tatsache, dass die So­
wjetunion der entscheidende Bundes­

genosse der spanischen Republik ge­
wesen ist.

Aber mit den Waffen und Militär­
spezialisten schickte die Sowjet­
union auch politische Ratgeber und
Männer des Geheimdienstes nach
Spanien. Es war die Zeit der grossen
Prozesse in der Sowjetunion, die
Massenvernichtung der tatsächlich
oder verm eintlichen Gegner Stalins,
die Beseitigung der letzten Reste der
revolutionären Traditionen des Jahres
1917 und des Bürgerkrieges. Die so­
wjetischen Ratgeber versuchten das
stalinistische System auf Spanien zu
übertragen, was nur zum Teil gelang.
Aber dieser Teil war folgenschwer
genug.

Am 17. Dezember 1937 schrieb die
"Prawda ": "Was Katalonien betrifft,
so hat die Säuberung von Trotzkisten
und Anarchisten begonnen und wird
mit derselben Energie ausgeführt wie
in der Sowjetunion. " Die Trotzkisten
(allerdings von Trotzky nicht aner­
kannt) und vor allem die Anarchisten
waren ein wesentlicher Teil der spani­
schen Arbeiterbewegung. Ihre Be-



kämpfung mit den Mitteln des stalini­

stischen Terrors war politisch verhäng ­

nisvoll. So wurde im Juni 1937 der

Führer der POUtvI Andres NIN, ein

antistalinistischer Kommunist, inter­
national als Gewerkschafter bekannt
und 1936 Justizminister der Volksfront­
regierung in Katalonien als "faschi ­
stischer Agent" verhaftet und in ei­
nem der Gefängnisse des sowjeti­
sehen Geheimdienstes in Spanien er­
mordet. Die Volksfrontregierung sah
sich gezwungen, die für sie diffa­
mierende Angelegenheit zu ver­
tuschen.

Aber nicht nur spanische Revolutio­
näre wurden Opfer des sowjetischen
Geheimdienstes. Ihr Schicksal teil­
ten der sowj etische Botschafter in
Madrid Rosenberg, der sowjetische
Generalkonsul in Katalonien Anto­
now-Owseenko (1917 Kommandant
des sturms auf den Winterpalast in
Petersburg), der sowjetische Han­
deisdelegierte in Madrid stachowsky,
der starreporter der "Prawda" in
Spanien Kolzow und viele der Mili­
tärs, die in Spanien gekämpft hatten.

Anarchisten
und Kommunisten
Spanien war das einzige Land Euro­
pas mit einer anarchistischen Mas­
senbewegung. Die CNT, die anar­
chistische Gewerkschaft, zählte 1936
rund eine Million Mitglieder und ver­
fügte zentral über - einen Angeste 11­
ten. Die Kraft der Organisation be­
ruhte auf der Initiative und Akt ivi­
tät ihrer Grundorganisationen. Die
gewaltige Schlagkraft dieser Orga-

nisationsform, die der anarchisti­
schen Ideologie entspricht, war in
grossen Teilen Spaniens, vor allem
in Katalonien entscheidend bei der
Niederschlagung des Generalsputsches
im Juli 1936. Der Nachteil der anar­
chistischen Organisationsform war
allerdings die Schwierigkeit bei der
Koordinierung aller Kräfte, die um­
so fühlbarer werden musste, je län­
ger der Krieg dauerte und das spon­
tane Handeln nicht mehr ausreichte.
Der organisierte Anarchismus - er
war, es sei nochmals betont, in
Spanien keine Sekte I sondern eine
revolutionäre Massenbewegung -
ist heute weitgehend verschwunden.
Dieser Prozess begann schon während
des Krieges, als ein Teil der anar­
chistischen Führer Offiziere oder
auch Minister wurde, was den
anarch ist ischen Grund auffassungen
widersprach, aber als unvermeid li­
che Konsequenz des langen Krie-
ges erschien. Das anarchistische
Ideal wurde zu einem Opfer des

Krieges, mit ihm ging auch - zumin­
dest zeitweise - ein Grossteil der re­
volut ionären Spontaneität verloren.

Die entscheidenden Verfechter der im
Krieg notwendigen Koordination und
Organisation waren in Spanien nicht
die Sozialisten, sondern die Kommu­
nisten. Die Partei zählte zu Beginn
des Krieges 30.000 Mitglieder, nach
einem Jahr waren es rund eine Million.
Entscheidende Teile der republikani­
sehen Armee wurden von der Kommu­
nistischen Partei geführt, ihr politi­
scher Einfluss wuchs auf allen Gebie­
ten. Es wird kaum von jemandem be­
stritten, dass die organisatorische
Leistung der Kommunisten - neben

der sowjetischen Hilfe, die ihr zu­
gute kam - entscheidenden Anteil
hatte an der Fähigkeit der Antifa­
schisten' Madrid zu verteidigen und
dem Faschismus so lange Widerstand
zu leisten. Der sowjetische Einfluss
ging allerdings an der Partei nicht
spurlos vorüber. Im Juli 1976, vierzig
Jahre nach dem Beginn des Krieges,
erklärte das führende Mitglied der KP
Spaniens Manuel Azcarate, die Par­
tei habe Lehren aus ihren Erfahrungen
im Bürgerkrieg gezogen. Vor allem
das Eingreifen der Sowjetunion in die
spanische Politik und die Erkenntnis,
das s für die Sowjetunion wie auch
für andere ausländische Mächte die
Interessen Spaniens, der spanischen
Republikaner, eine geringe Rolle ge­
spielt hätten, sei nicht vergessen.
Die Behandlung anderer Parteien, vor
allem der Trotzkisten, durch die
Kommunisten im Bürgerkrieg sei ein
"schwarzer Fleck" auf der Weste der
Partei.

Träger des neuen Aufschwungs der
spanischen Arbeiterbewegung ist eine
Generation, die nicht unmittelbar
vom Bürgerkrieg geformt wurde. Aber
trotzdem wirken natürlich alte Tra­
ditionen und Erfahrungen weiter.
Wenn die Synthese gelingt von Interna­
tionalismus und Autonom ie, von
Koordinat ion und Spontaneität, von
Organisation und Antibürokratismus ­
und in den Cornisiones Obreras kann
man da wichtige Ansätze bemerken ­
dann wird Spanien der Arbeiterbewe­
gung in ganz Europa starke Impulse
geben, wie das auch vor 40 Jahren
der Fall war.

L. Spira*

Pablo Picasso: "Guernica" (gemalt anläßlich einer am 26.4. 1937 von deutschen Bombern zerstörten spanischen Stadt).
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Italien

Regierung und PCI
Die Ereignisse der Regierungsbild ung
in Italien nach den Wahlen vom 20.
Juni sind bekannt: Bildung einer Min­
derheitsregierung der Demokristiani
unter Andreott i. Übernahme wichtiger
parlamentarischer Funktionen durch
die KPl. Die für die Installierung der
Regierung notwendige Stimmenthal­
tung beim Vertrauensvotum im Par­
lament begründete die KPI mit dem
Hinweis, das Regierungsprogramm
enthalte neben negativen auch eine
Reihe positiver Aspekte und ge­
genüber dem alten Parlament ver­
stärkte Kontrollmöglichkeit der Re­
gierungspolitik. Ebenso bekannt ist
der Tenor der bürgerlichen Kommen­
tatoren: Der von der KPI angestrebte
"Historische Kompromiss" sei,
auch wenn die Regierungsebene davon
nicht betroffen, Realität geworden.

Noch während der Phase der Sondie­
rung allfälliger Koalitionen durch
Andreotti gab es einen anderen, viel
wesentlicheren Kommentar von BRD­
Kanzler Schmidt. Dieser \," arnte die
italienischen Demokristiani vor den
Folgen einer Regierungsbeteiligung

Libanon:

der KPI und berief sich dabei auf eine
bis dahin geheime Vereinbarung der
Spitzen der "freien Welt ", derzufolge
It alien mit wirtschaftlichen Sanktio­
nen zu rechnen hätte. Nun. die Lin­
ke ist über solche Vereinbarungen
nicht verwundert, doch einmal öffent­
lich belegt, wird der Kampf gegen
sie erleichtert. Bedenkt man zudem
die in Italien von Zeit zu Zeit akten­
kundig werdende Tendenz, die Lösung
der ökonomischen und politischen
Probleme des Landes in einem reaktio­
nären Putsch zu behe ben, bestätigt
sich die Richtigkeit eines entscheiden­
den Elements der Linie der KPI: "Das
politische Hauptproblem in Italien
ist und bleibt mehr denn je, eine brei­
te und organische Verbindung zwischen
dem Zentrum und der Rechten, eine
breite klerikal-faschistische Front zu
verhindern und demgegenü ber die ge­
sellschaftlichen und politischen Kräfte
des Zentrums auf konsequent dem okra­
tische Positionen zu führen. " (Berlin ­

guer).

Der "Historische Kompromiss", wie

ihn die KPI versteht, ist eben nicht

nur ein Vorschlag für eine neue Regie­
rung oder eine neue Mehrheit mit den

Kommunisten, er ist viel mehr eine
"Methode der Aktion und der politi­
sehen Beziehung ". Er ist eine Politik.
die Veränderungen der Kräfteverhält­
nisse zugunsten der arbeitenden Klas­
sen vorantreibt, also eine vertikale
Spaltung des Volkes zu verhindern
trachtet, eine Spaltung die, gleich­
gültig ob die Linke mit 450/0 oder 550/0
im italienischen Parlament vertreten
ist, den Weg Italiens zum Sozialismus
wiederum für lange Zeit verschütten
würde.

Die Regierungsbildung und auch die
Form wie sie zustande kam gibt der
italienischen Arbeiterklasse und ihren
politischen Repräsentanzen die Zeit I

die sie brauchen. Zeit, um auf allen
Ebenen der Klassenauseinandersetzung
in den Betrieben. in den grossen städ­
ten, in den Regionen - jene Keimfor­
men neuer gesellschaftlicher struktu­
ren, die uns in Österreich so faszinie­
ren, zu entwickeln, auszubauen und
damit das, was Sozialismus sein könnte,
sein muss, für die grosse Mehrheit des
italienischen Volkes zum angestrehten
Ziel zu machen.

Paul KOlm*

Syrien, Israel und die USA
machen gemeinsame Sache
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Die mei.$ ten Menschen in Europa
und auch die Mehrzahl der Massen­
medien haben die syrische Interven­
tion in Libanon als einen Versuch an­
gesehen, die Ordnung wiederherzu ­
stellen und die Schlächterei zu be­
enden, in der, wie behauptet wird,
bisher an die 25.000 Menschen ge­
tötet worden sind. Dies ist auch das
Argument, mit dem sich Syrien recht­
fertigt. "lie weit ist es wahr?

Als erstes ist es notwendig, noch ein­
mal in Erinnerung zu rufen und zu
unterstreichen, dass zwar die zwei
einander gegenüberstehenden Kräfte
im Libanon die maronit ischen Chri-

sten auf der einen und die sunniti­
schen und shiitischen Moselms auf
der anderen Seite sind, dass es aber
keineswegs um einen Religionskrieg
handelt, wie dies jetzt auch von den
Syrern behauptet wird. Die Christen
bilden eine abscheulich reiche Bour­
geoisie, die von den immensen Pro­
fiten gelebt hat, welche Beiruts ein­
stige Position als kommerzielle und
finanzielle Hauptzentrale der arabi­
sehen Welt und ihre Funktion als Ver­
bindungsglied zu den industriellen
Ländern abwarf. Die Moslems, und
vor allem die Shiit-Moslems, haben
entweder eine magere Existenz auf
dem unterentwicke lten Land gefri-



stt., wo die Vorrechte der Landherrn
stärker sind als jedes Gesetz oder sie
sind in die stinkenden Slums ge floh ­
en, die um Beirut liegen und be­
kannt sind als "Elendsgürte1"•

Zuerst mäßigte Syrien
die Christen ...
Tatsächlich kann die erste Syrische
Intervention 1975 noch als realer
Versuch gewertet werden, die Chri­
sten zu mässigen und sie dazu zu be­
wegen, einige der letztlich unleug­
bar legitimen Forderungen der lin­
ken auf dem Gebiet sozialer und
konstitutioneller Reformen zu akzep­
tieren. Im April 1975, als die Kämp­

fe sich vom Süden nach Beirut be­
wegten,zwang der maronitische Prä­
sident Suleiman Frandschieh den
sunnitisch -moslem ischen Premier­
minister Raschid El Sol, zurückzu.
treten und beste llte eine Militärre­
rierung, was ein eindeutig p.ovoka­

tiver Akt war, ist doch die Mehr­
heit der Offiziere in der Armee
Christen. Der damalige syrische
Aussenminister Abdel Halim Kaddam
kam daraufhin nach Beirut, und die
Militärregierung war zwei Tage spä­
ter erledigt. Ein neuer sunnitisch­
moslemischer Premierminister na­
mens Raschid Karame übernahm die
Regierungsgeschäfte. Ein Komitee
für den Dialog wurde gegründet, un­
terstützt von Syrien.

Die Motive Syriens waren zu dieser
Zeit ziemlich klar. Das Sinai-Ab­
kommen zwischen Ägypten und Is­
rael hat Syrien jedweder israelischen
Aggression gegenüber geschwächt zu·
rückgelassen, wobei die Möglichkei­
ten Sadats, wenn es notwendig wer­
den sollte, Syrien zu Hilfe zu eilen
zusätzlich dadurch beschränkt waren,

daß er gerade von sowjetische auf
amerikanische Waffenlieferungen
umstellte. Beide, Syrien und die
PLO haben das Abkommen kritisiert.
Zu dieser Zeit war die PLO nur am
Rand in den Bürgerkrieg im Libanon
verwickelt. Sie kämpfte nur, wenn
ihre Lager angegriffen wurden und
war ängstlich bemüht, die Verein­
barungen des Kairoer Abkommens
von 1969 einzuhalten, welches der
PLO die Kontrolle über ihre Lager
sowie ihre bewaffneten Kräfte in
allen arabischen Ländern garantier­
te. Die Falangisten haben dieses Ab­

kommen freilich stets bekämpft.

Ende 1975 iedoch änderte sich die
Politik Syriens. Der US- BotschaftEr
Richard Murphy sagte Assad am 16.
Okto ber, dass die USA Israe1 zur
Zurückhaltung und Mässigung bewe­
gen würden, wenn Syrien im Libanon
eine "ausgeglichene" Situation befür­
wortete. Eine "rote Linie" wurde
durch den Süd libanon vereinbart, un­
terhalb derer syrische streitkräfte
nicht eindringen würden.

... jetzt unterstützt
Syrien die Christen
Von da an versuchte Syrien, einen
Sieg der Linken im Libanon zu ver­
hindern und setzte dabei drei be­
waffnete Formationen ein: die syri­
sche Armee, die arabische Befrei­
ungsarmee und die Saiqua, den von
Syrien kontrollierten Flügel der PLO,
wobei die zwei letzteren mit syri­
sehen "Freiwilligen" verstärkt wur­
den. Es folgte dann die Blockade
der Häfen Tyre, Sidon und Tripoli

durch die syrische Flotte, über die

die Linke ihren Nachschub erhielt.
Zum von den Christen kontrollierten
Hafen Dschunieh wurden Schiffe wei­
terhin durchgelassen - und das alles
mit der aktiven Unterstützung durch

die israelische Flotte. Gezielte Attak­
ken wurden auf den Drusenführer Ka­
mal Dschum blatt geritten, den Assad
bezichtigte, "ehrgeizig, abenteuer­
lich und demagogisch" zu sein. Die

Libanesische Linke und die PLO stell­
ten eine Zusammenarbeit zwischen
den Syrern, dem Präsidenten Frand­

schieh und den Falangisten fest.
Nach Berichten von Erle Rouleau in
LE MONDE (1. bis 5. Juni 1976) wur­
de ein Geheimpakt vereinbart, wo-

Letzte Stellung am 12. August

1 Äußerster VerteidIgungsring bis 22. Juni
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nach die Maroniten die Unterstützung
der Syrischen Armee erhielten, zu
einem Zeitpunkt, da ihre anderen
Freunde, die Amerikaner, Franzo­
sen und Israeli sich weigerten, ihnen
zu Hilfe zu kommen. Als Gegenlei ­
stung für die syrische Unterstützung
versprachen sie Assad, die libanesi­
sche Armee "wiederherzustellen ",
worauf ein Grossteil der Armee meu­
terte und zur Linken überging. Wei­
ters ermunterten die Syrer Frand­
schieh, an seiner Weigerung zurück­
zutreten festzuhaIten und als dies
nichts half, weil Frandschieh die
Unterstützung der meisten gemässig­
ten Christen eingebüsst hatte, er­
setzten sie ihn mit ihrem eigenen
Kand idaten Elias Sarkis.

Rouleau erwähnt ein Mitglied des
Falangisten-Politbüros, Karim Pa­
kradouni, der behauptete, dass dies
auf einem Treffen zwischen Assad
und Frandschieh am 6. Dezember
1975 vereinbart wurde, und dass sol­
che Treffen überhaupt öfters statt­

fanden, entweder mit Frandschieh
oder mit Pierre Gemayel. Die For­
derungen der Falangisten waren bein­
hart. Sie wollten eine Regierung un­
ter Auschluss der Linken und ebenso
der gemässigten Christen. Assad
stimmte zu. Er erlaubte den Falangi­
sten, die Lager der Palästinenser an­
zugreifen und das Moslem - Viertel
von Beirut, Quarantina zu zerstören,
gleichzeitig aber setzte er seine ei­
genen streitkräfte ein, um die Ge­
genoffensive der Linken und der PLO
zu stoppen.

Dann folgte ein von den Syrern vor­

geschlagener Waffenstillstand. Ohne
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von Dulles schon vertreten wurde:
die Politik, Asiaten gegen Asiaten,
Araber gegen Araber kämpfen zu
I assen, durchwegs in Einklang mit
den amerikanischen Interessen•••
und genau das ist jetzt im Nahen
();ten im Gange, zu einem Zeitpunkt,
da in Amerika Wahljahr ist und Kis­
singer ums politische Überleben
kämpft.

Und zu allem Überfluss: es kann und
es wird nicht funktionieren. Die Liba­

nesische Linke und die PLO zeigen
dieselbe Fähigkeit wie die Vietna­
mesen, besser ausgerüsteten Armeen
zu widerstehen, nicht zu reden von
einer syrischen Armee, der es an
überzeugenden Zielen mangelt und
die scharenweise desertiert, um nicht
auf ihre arabischen Brüder schiessen
zu müssen. Ibrahim Souss, der PLO­
Delegierte bei der UNESCO, drückte
das in einem Artikel in Le Monde
(lo.Juni 1976) so aus: Die PLO unter
der Führung von Arafat, ist der Archi­
tekt der palästinensischen Renaissan ­
ce gewesen. Er ist das Symbol ihrer
Identität, Einheit und Unabhängig­
keiL Deswegen ist er und die PLO
jetzt die Zielscheibe mächtiger
staaten und politischer Kräfte, die
die PLO und ihre Bestrebungen zer­
schmettern möchten.••

"Heute ist es Syrien, das diesbezüg­
lich am meisten Anstrengungen un­
ternimmt' mit dem diskreten Wohl­
wollen der USA, dem verhüllten
Jubel Israels und der offenen Kompli ­
zenschaft Jordaniens...
Es ist wieder einmal die Frage, ob
der Frieden unter Ausschluss der
Palästinenser ausgehandelt wird
oder - was aufs selbe hinauslaufen
würde - unter Einbeziehung einiger
geschwind eingekleideter Puppen
als "wahren" Repräsentanten der
Palästinenser Bis jetzt konn-
te uns keine Niederlage brechen.
Der syrische Versuch ist für uns
nur ein weiteres Hindernis, das
wir zu nehmen haben, was es
auch kosten mag. Jene die glauben,
ohne uns einen dauerhaften Frieden
kreieren zu können, rennen in ihr
Unglück. Frieden wird es nur ge­
ben mit dem vollen Einverständnis

jener, die für uns sprechen unter

Respektierung unserer nat ionale n
Bestrebungen für Unabhängigkeit
- oder es wird ihn niemals geben. "

die Linken im geringsten zu konsul­

tieren, produzierten Assad und Frand­

schieh eine 17 Punkte umfassende
verfassunggebende Charta unter Bei­
behaltung des christlichen Überge­
wichts in der bereits existierenden
Verfassung und nahmen ein Zusatz­
protokoll an, das die im Kairoer Ab­
kommen von 1969 enthaltenen Be­
stimmungen beschnitt. So gelang es
den Falangisten mit syrischer Hilfe
eine militärische Niederlage in ei­

nen politischen Sieg umzuwandeln.
Der Linken und der PLO blieb keine
andere Wahl als weiterzukämpfen,
und wieder verloren die Falangisten
und wurden auf 18 Prozent der Lan­
desfläche mit etwa der Hälfte der
christlichen Bevölkerung zurückge­

drängt.

Zu diesem Zeitpunkt hätten Friedens­
verhandlungen geführt werden können,
Manche Falangisten waren gar nicht
so glücklich Lber die Aussicht einer

ständigen syrischen Bevormundun~.

Es gab Treffen zwischen Dschumblatt
und Beschir Gemayel, dem Sohn
Pierre Gemayels, dem Führer der
bewaffneten christlichen Kräfte.
Beschir wäre bereit gewesen, 800/0
des gemässigten Programms der Lin­
ken zu akzeptieren. Der jüngst ge­
wählte Präsident Elias Sarkis war
eingeweiht. Ein Waffenstillstand und
Verhandlungen standen unmittelbar
bevor. Nur noch Ort und Zeit waren
zu vereinbaren.

Und wieder einmal schaltete sich
Assad ein. Dies Angesichts einer
wachsenden Opposition zu Hause und
zunehmender ökonomischer Proble­
me. Der Irak hat die Öllieferungen

abgeschnitten (diese wurden aber
durch Saudi - Arabien ersetzt). Die
arabischen Zuwendungen für Syriens
Entwicklungsprojekte wurden einge­
stellt. Die Kommunistische Partei
verliess die Regierungskoalition.
Hier sollte vermerkt werden, dass
Syrien in den letzten Jahren seine
Beziehungen zu den USA normali­
siert und mit dem Westen den Handel
gesteigert hat, durchwegs auf Kosten
der Sowjetunion, die die ganze Zeit
den Euphrat-Damm finanzierte und
Syrien mit Waffen belieferte. Führer
der Opposition, wie General Salah
Dschedid, wurden eingekerkert.
(Der General wurde von Assad seiner­
zeit geschasst, als er den Palästi­
nensern im "Schwarzen September"
1970 durch eine Intervention Syri­
ens in Jordanien zu Hilfe eilen woll-
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te). Dem Generalsekretär der Kom­

munistischen Partei wurde der Pass
entzogen. Assad ignorierte Angebo­
te von libyen, Algerien und dem
Irak, ihre Vermittlungsdienste in An­
spruch zu nehmen auf der Grundlage
einer einheitlichen Ablehnung des
Sinai- Abkommens zwischen Israel
und Ägypten. Es wurde über Meute­
rei in der Armee berichtet.

Als erstes erneuerte Assad das Man­
dat für die UNO-Truppen auf den
Golanhöhen - ohne irgendwelche
Bedingungen an Israel zu stellen.
Eine Serie merkwürdiger Z.wischen­
fälle folgte in BeiruL Am 25, Mai
1976 wurde auf den gemässigten
Christenführer Raymond Edde ein
Anschlag verübt, bei dem er ver­
wundet wurde. Am 27. Mai 1976
wurde die Schwester Dschumblatts
ermordet. Am 19. Mai 1976 wurden
von einem abtrünnigen Offizier der
Linken Streitkräfte auf zwei Chri­
stendörfer im Akkar-Gebiet Angriffe
geführt, die von der Linken und der
PLO schärfstens verurteilt wurden.
Diese Zwischenfälle - wie von vie­
1en behauptet wird , in provokatori­
scher Absicht inszeniert - dienten
einer neuen, massiven Invasion syri­
scher Truppen im Libanon.

Was bewog Assad, so zu handeln?
Es scheint so, dass er ähnlich wie
Sadat, von der Illusion zehrt, nur
mit Hilfe der USA wenigstens einen
Teil der von Israel besetzten Syri­
sehen Gebiete zurückbekommen zu
können. Dafür ist er, scheint es, be­
reit, eine pax a m e r i c a n a
zu akzeptieren unter Errichtung ei­
nes Walls arabischer Staaten rund
um Israel mit Syrien und Jordanien
an vorderster stelle und einem ver­
stümmelten Palästinenserstaat auf
der Westbank und im Gazastreifen,
entweder unter haschemitischer­
jordanischer Herrschaft oder von
seinen Nachbarn so eingezwickt,
dass dessen Unabhängigkeit von
vornhereillillusorisch wäre. Das
alles aber könnte nie verwirklicht
werden, wenn der Libanon von
der Linken oder von einer Koali­
tion der Linken mit den gemässig­
ten Christen dominiert würde,- und
dies würde auch einschliessen, dass
die PLO so geschwächt werden müss­
te, dass sie ohne Um und Auf Isra-
el anerkennen müsste.
Es ist tragisch, dass - wie andere vor
ihm - auch Assad in die US-Falle ge­
tappt ist. Er praktiziert genau die
Kissinger- Nixon -Doktrin, die früher

(Peggy Duff,

gust 1976)

Peace Press, Juli/ Au­

Zsolt Patka*
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Papua-Neu-Guinea, das im Jahr
1949 zunächst noch niederländische
Kolonie blieb. Nachdem indonesi-
sche Truppen ab Jänner 1962 auf der
Insel landeten, zog Holland seine
Streitkräfte 1963 ab. Indonesien ar­
rangierte "Freie Wahlen" durch im­
portierte Wahlmänner. Über 35.000
Papuas, die sich dem Anschluss wi­
dersetzten, wurden getötet. Seit
1969 kämpft das "Free Papua Move­
ment", aus 10.000 schlecht bewaff­
neten Guerillas bestehend, gegen
die 15.000 Mann starke indonesische
Besatzungstruppe. - Nach eigenen
Angaben mit einigem Erfolg. Am

Revolutionsregierung von West -Papua­
Neu-Guinea" einseitig die Unabhän­
gigkeit. Bedingt durch die Situation
auf Ost-Timor hat sich auch hia- die
Brutalität der indonesischen Interven­

tion erhöht. Seit Februar dieses Jahres
werden Napalmbomben und andere
chemische Kampfstoffe - wie iibri­
gens auch auf Timor - eingesetzt.

Aber nicht nur die ehemaligen nie­
derländischen Territorien, sondern
überhaupt sämtliche ehemaligen Ko­
lonien dieses Raumes scheinen von
Indonesien als "rechtsmässiges Erbe"
betrachtet zu werden. Das führte

immer wieder - speziell um Span­
nungen in der Innenpolitk zu über­
tünchen - zu Auseinandersetzungen
mit der Malaysischen Föderation, die
sich über die ehemals britischen Be­
sitzungen erstreckt. Seit dem Zusam-

Eine weitere autonomistische Bewe­
gung innerhalb des indonesichen
Staatsgebietes existiert auf West-

SChon seit der Ausrufung der Repub­
lik Indonesien beanspr uchte dieser
Staat das gesamte ehemalige nieder­
ländische Territorium, gleichgültig
ob die davon Betroffenen damit ein­
verstanden waren oder nicht.
Den Bewohnern der Südmolukken war
von den abziehenden Kolonialherren
das Selbstbestimmungsrecht verspro­
chen worden, was sie allerd ings nicht
davon bewahrte, zwangsweise an In­

donesien angegliedert zu werden.
1950 riefen die Molukker einseitig
die "Republik Maluku Selatan" aus,
deren Regierung, ebenso wie 40.000

ihrer Bürger im holländischen Exil
lebt. Erst durch die Kaperung eines
ganzen Zuges in Beilen (Holland)
und der Geiselnahme in der indone­
sischen Botschaft in Amsterdam im
vergangenen Dezember wurde die
Weltöffentlichkeit auf die Unterdrük­
kung dieses Inselvolkes aufmerksam.

dergeschlagen. Die Kommunistische
Partei Indonesiens (PKI), der die

Verantwortung für den Putsch zuge­
schoben wurde, wurde verboten. In
den anschliessenden Massakern kam
zirka eine halbe Million Menschen
um Kommunisten oder solche, die
ma~ dafür hielt. Noch heute befin­
den sich nach den Angaben von Am-
nestie International 100.000 politi­
sche Gefangene - darunter nur etwa
800 auf Grund von Gerichtsurteilen ­
in Haft. Den 3,5 Millionen ehemali­
gen Mitgli edern der PKI werden die
amtlicher seits vorgeschriebenen Er­
laubnisscheine für Arbeitsplatzsuche,
Schulbesuche, Ortswechsel etc. nicht
ausgestellt. Darüberhinaus wird je­
der als "Kommunist" verfolgt, der
gegen das bestehende indonesiche
Regime opponiert.

Autonomiebestrebun­
gen der Molukker und
Papuas

Bereits von der ersten Stunde an kam
es innerhalb der Nationalbewegung
zwischen sozialistisch und rechtsra­
dikal Orientierten zu schweren Kon­
flikten und teilweise blutigen Aus­
einandersetzungen. Im Dezember
1956 scheiterte ein Rechtsputsch der
Militärkommandanten von Sumatra
und Nord -Ce lebes. Am 1. Oktober
1965 versuchten linskgerichtete Mi­
litärs durch einen Staatsstreich

rechtskonservative Offiziere und

Politiker zu entmachten. Unter
der führung General Suhartos,
des heutigen indonesischen Präsi­
denten' wurde der Aufstand nie-

Am 17. August wurde Ost-Timor der Republik Indonesien anlässlich des
Staatsfeiertages als 27. Provinz eingegliedert. Ein vorläufiger Schluss­
strich unter ein weiteres blutiges Kapitel indonesischer Geschichte, das
am 7. Dezember 1975 mit der Invasion indonesischer Soldaten in der
ehemaligen portugiesischen Kolonie begann. Um diESen Akt der Aggres­
sion zu verstehen, ist es notwendig, zunächst auf die allgemeine politi­
sche Situation der aus über 13.600 Inseln bestehende Republik etwas näher
einzugehen.
Nachdem der portugiesische Admiral
Vasco da Gama (1469-1524) die ma­
laiische Inselwelt als erster Europä­
er entdeckt hatte, nahmen bald
seine Landsleute von diesem Gebiet
Besitz, um den einträglichen Ge­
würz- und Edelholzhandel, der zu­
vor in den Händen von Arabern und
Chinesen gelegen hatte, in ihre
Kontrolle zu bringen. Sie wurden
Anfang des 17. Jh. fast zur Gänze
durch die Holländer vertrieben, die
wiederum zu Beginn des 19. Jh. fast
die Hälfte ihrer Beute an die Briten
abtreten mussten. Nachdem die Ja­
paner von 1942 -1945 auf dem gesam­
ten Archipel eine e::'enso kurze wie
blutige Rolle gespielt hatten, war
der Zug für die europäische Kolcmi­
satoren so ziemlich abgefahren. Am
17.8.1945 rief, noch mit Zustim ­
mung der Japaner, eine zwischen
den Weltkriegen entstandene Natio­
nalbewegung unter Sukarno die Re­
publik Indonesien auf der Ins el Ja­
va aus. Der neue Staat sollte sich
aber freilich auf das gesamte nie­
derländische Kolonialterritorium
dieses Raumes erstrecken. Nach dem
Ende der japanischen Besatzung und
erfolglosen holländ ischen Polizeiak­
tionen zur Unterwerfung der Natio­
nalbewegung, erhielt die Republik

Indonesien am 28.12.1949 die volle
Souveränität.



in der Hauptstadt Dilli, der eine
100 prozentige Lohnerhöhung bewirk­
te. Das Ziel der ASDT war die Teil­
nahme der Timoresen an der Ver­
waltung und die schrittweise Entkolo­
nialisierung. Fast gleichzeitig wurde
eine zweite Partei, die "Demokrati­
sche Union Timors" (UDT), von der
Oberschicht Timors und Mitgliedern
der ehemaligen faschistischen Par­
tei , die nun um ihre Privilegien

fürchteten, gegründet. Sie war am
Anfang die erfolgreichste politi-
sche Gruppierung mit der grössten

Basisverankerung, da ihr Sym bol,

die portugiesische Flagge, im Lauf
der Kolonialgeschichte bei den Dorf­
bewohnern - nicht ohne Mithilfe ka­
tholischer Missionare - zu einem re­
ligiösen Objekt geworden war. Eine
dritte Partei, die "Demokratische
Volksvereinigung" (APODETl) ent­
stand einen Mon at später und trat
für den Anschluss an Indonesien ein.
Zur selben Zeit erklärte der indone­
sische Aussenminister Malik, sein
Land werde sich in die Angelegen­
heiten Timors nicht einmischen und
nur, wenn die Mehrheit der Inselbe­

völkerung dies wünsche, die Integra­
tion veranlassen.

Bereits im September 1974 kam es
aber zu ersten Angriffen indonesi­
scher Soldaten auf Dörfer an der
Grenze zu Indonesisch - Timor.
Gleichzeitig unterstützte Indonesien
massiv die APODETI. Am 21, 1.1975
schlossen sich UDT und die ASDT,
die sich inzwischen FRETILIN (Fren­
te Revolucionario do Timor- Leste
Independente = Revolutionäre Front
für ein unabhängiges Ost-Timor)
um benannt hatte, auf Anraten des
portugiesischen Gouverneurs zu ei­
ner Koalition zusammen. Die
APODETI und Indonesien standen
der Koalition feind lich gegenüber
und bezeichneten die FRETILIN als
komm unistisch.

Das war und ist diese Bewegung frei­
lich nicht. Australische Quellen be­
zeichnen sie übereinstimmend als
"linkskatholisch -nationalistisch"
mit einem linken Flügel, der aber
ein Pendant in einem explizit anti­
kommunistischen Teil der Bewegung
hat. Die politische Orientierung geht
auch aus dem Wirtschaftskonzept her­
vor, das einerseits ausländische Ka­
pitalinvestitionen befürwortet, an­
dererseits die Errichtung landwirt­
schaftlicher Kooperative auf Basis
der "Knua ", einer dörflichen Gross-

Diktatorisch

••• Unter
drückerisch

Aber eines wenigstens ist sie nicht ­
kommunistisch!

I
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heute in Portugal.

Vom portugiesischen staatsstreich der
MFA vom 25.4.1974 erfuhr man in der
weitabgelegenen Kolonie erst durch
australische Nachrichtensendungen.
Eine bislang informelle Gruppe von
Antifaschisten schloss sich darauf als
"Associa~ao Social Democratica de
Timor" (ASDT) zusammen und or­

ganisierte einen streik der Arbeiter

i
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Portugiesisch-Timor

menbruch des portugiesischen Fa­
schismus trachtete der indonesische
Imperialismus daher ebenfalls die
"Überseeprovinz " Ost-Timor zu be­

herrschen.

Timor, die größte ~r kleinen Sunda-

inseln, ist politisch in den 14.933 km
2

Ir----------------__
grossen indonesischen Westteil (zum
Vergleich Tirol und Vorarlberg:
15.249 km 2) und den 18.849 km 2

grossen vormals portugiesischen Ost-
teil (etwas kleiner als Niederöster-

reich) gegliedert.

Anfang des 16. 1h. errichteten die
Portugiesen die erste Befestigung auf
Timor. Mit der Ankunft der Hollän­
der 1613 begann ein langanhaltender
Kampf um die südostasiatischen Kolo­
nien, der erst 1904 durch Vertrag
beendet wurde, welcher den Portu­
giesen nur den Ostteil Timors mit

der Enklave Ocussi-Ambeno zuschrieb.

Ost -Timor hat heute 650.000 Einwoh­
ner' die sich aus der den Ur-Austra­
liern verwandten Urbevölkerung,
später eingewanderten Malaien,
"SChwarz-Portugiesen" - eine Misch­
bevölkerung aus deportierten Portu­
giesen, Afrikanern und Einheimi­
schen sowie Portugiesen zusammen ­
setzt. Darüber hinaus gab es bis zum
indonesischen Einmarsch eine Minder­
heit von 20.000 Chinesen, die den
Handel grösstenteils kontrollierte und
heute nach Taiwan geflüchtet ist.
Die Urbevölkerung lebt - trotz der

"Segnungen westlicher Kolonisation"­
im Landesinneren noch weitgehend in
einem durch fünf Klassen geteilten
Gesellschaftssystem, das die Portu­
giesen bei Widerstandsversuchen ge­
gen ihre Herrschaft (zul etzt 1910 ­
1912) erfolgreich für sich auszunutzen

verstanden.
Nachdem der Bestand an Edelhölzern
zu einem Grossteil geplündert war,
führte die Kolonialmacht den Kaffee­
anbau als Monokultur ein, zeigte sich
an der weiteren wirtschaftlichen Er­

schliessung des Landes aber nicht in­
teressiert: Ausserhalb der Hauptstadt
Dili verfügt Ost-Timor über nur 3 km
gepflasterte strassen. Es gibt ein ein­
ziges Spital mit nur zwei Ärzten. Die
Analphabetenrate beträgt 95"/0 und nur
12 Osttimoresen konnten ein studium
abschliessen, weitere 30 studieren
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familie, vorsieht. Dieses archai­
sche Produktionsverhältnis des "In­
dischen Gemein wesens", das sich
durch Jahrhunderte erhalten hat, ist
die "Naturwüchsige Form vergesell­
schafteter Arbeit" (Marx), da zwar
Arbeitsteilung vorhanden ist, aber

nur Gebrauchsgüter für das Kollek­
tiv, d. h. keine Waren produziert
werden. Durch die Propagierung

dieses Vorhabens und eine Alphabe­

tisierungskampagne während wel­
cher an die 200 Behelfsschulen er-

richtet wurden, gewann die FRETILIN

immer mehr an Terrain auf Kosten
der UDT, die Ende Mai aus der Koa­
lition austrat. Bei den von der por­
tugiesischen Kolonialverwaltung or­
ganisierten Wahlen der stammesober­
häupter im Juni 1975 waren 90 % der
~ewählten FRETILIN- Mitglieder.

Am 11.8.1975 besetzten UDT- Anhän­
ger Dilli und andere Küstenorte und
machten Jagd auf FRETILIN-Führer,
die sich zum Grossteil in das gebir­
gige Landesinnere zurückgezogen
hattenj etliche FRETlLIN - Mitglie-

der wurden ermordet. Nachdem
der Gouverneur einen Aufruf auf
Entwaffnung der UDT igoniert und
seinen Truppen Neutralität befohlen
hatte, rief die FRETILIN zum bewaff­
neten Kampf gegen die UDT und
die timoresischen Soldaten zur Un­
terstützung auf. Am 21.8. musste
der Gouverneur nach Macao tele­
grafieren, dass er die Kontrolle
über das Land verloren habe und
setzte sich einige Tage später mit
den portugiesischen Soldaten auf die
Timor vorgelagerte kleine Insel
Atauro ab. Anfang September kon­
trollierten die FRETILIN mit Aus­
nahme einiger Grenzorte ganz Ost­
Timor.
Einen Monat später schlossen sich
UDT und APODETI zur "MAC"
(Movimento Anti-Comunista) zu­
sammen. Indonesien forcierte seine
Aggressionen, errichtete eine See­
blockade und forderte alle Auslän­

der auf, Ost-Timor zu verlassen, da
sie sonst "als Kommunisten betrach­
tete" würden. Am 28. November

rief die FRETILIN einseitig die Un-

abhängigkeit der "Demokratischen
Republik Ost-Timor" aus. Einen
Tag später erklärte die MAC-Koali­
tion den Anschluss Ost -Timors an
Indonesien - Portugal verurteilte
beide Erklärungen.

Invasion Indonesiens
Am 7.12.1975, einen Tag nachdem
US- Präsident Ford einen indonesi­
schen staatsbesuch beendet hatte,
beginnt im Morgengrauen die indo­
nesische Invasion zur See, zu Land
und aus der Luft. Portugal hricht
die diplomatischen Beziehungen zu

Indonesien ab, gleichzeitig verlas­
sen die letzten Portugiesen Ost­

Timor. Eine Woche später verkün­

det der indonesische Rundfunk den
Anschluss der Exklave Ocussi - Am­
beno. Mitte Februar dieses Jahres

gibt die MAC auf einer Pressekon­
ferenz in Dj akarta bekannt, dass
mindestens 60.000 Timoresen (al­
so 100/0 der Bevölkerung) bei "Exzes­
sen" getötet worden seien.

' ...

'-

Der Grund für den indonesichen Mi­
litäreinsatz ist nicht iikonomischer,

sondern strategischer Natur: Djakar­
ta muss jeden neuen unabhängigen

und vor allem demokratischen
staat in seiner Nachbarschaft
fürchten. Zu einem würde ein
solcher Vorbild für diverse Autono­
miebestrebungen innerhalb des in­
donesischen staates sein. Zum an­
dEren könnte ein derartiges Terre­

torium zu einem stützpunkt ver­
schiedener Freiheitsbewegungen wie
z. B. der Südmolukker oder der Pa­
puas werden. Letztlich hätte ein
linksnationalistisch regiertes Ost­

Timor über kurz oder lang Konse­
quenzen für die repressive Innen­
politik des indonesischen Militärre ­
gimes mit sich gebracht.

Ob die 3.000 ehemaligen Kolonial­
soldaten der FRETILIN, die zusam­

men mit 2.000 Guerillas gegen die

nunmehr 42000 Mann starke indone­
sische Invasionstruppe kämpfen, tat­
sächlich noch immer 80 %des Terri­
toriums kontrollieren, lässt sich nicht
überprüfen, da die indonesische Blok­
kade alle Ausländer - selbst das In­
ternationale Rote Kreuz - von der
Insel fernhält. Beweis für den nach
wie vor ungebrochenen Widerstand
der Timoresen ist jedenfalls die Kon-

LX>
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tinuität der Sendungen der Radiosta­
tion der FRETILIN. Die Chancen,
diesen Widerstand noch länger durch­
zuhalten, sind relativ gut:

*Bereits 1942-1945 hielten sich 400
Australier im gebirgigen Dschungel
des Landesinneren gegen schliesslich
21.000 Japaner, von denen im Ver ­
lauf der Kämpfe 1. 500 getötet wur­
den, während die Australier nur 40

Mann verloren. Die von cien Por­
tugiesen zurückgelassenen Nato-Rü­
stungsgüter reichen nach seh ätzun­
gen für noch gut zwei Jahre und im
Dschungelkampf bewähren sich auch
die "traditionellen Waffen" d/'f Ein­
heimischen - Giftpfeile.

-,* Die einzigen Länder, die offen die
indonesische Aggression unterstütz­
ten, sind Malaysia und die Philip­
pinen, die über ein ähnlich repres-

sives Herrschaftssystem verfügen.
Fünfzehn Länder, darunter die VR

China, sämtliche ehemalige portu­
giesische Afrika - Kolonien, Laos
Vietnam, wie auch Kambod-
scha haben die Demokratische Re­
publik Ost-Timor bereits anerkannt;
nicht aber die islamischen Länder
der 3. Welt (die indonesische Be­
völkerung ist vorwiegend mohame­
danisch) und auch nicht die Sowjet­
union.

*Immer weitreichend ere Proteste
der australischen Gewerkschaften
könnten die australische Regierung
zwingen, ihre Wirtschaftshilfe für
Indonesien (20 Mio. Dollar jährlich)
einzustellen. Die würde das ohnehin
vorhandende ökonomische Desaster
Indonesiens bis zur Grenze des Er­

träglichen vergrössern.

Allerdings liegt es in der Logik des
Regimes in Djakarta, jede wie

immer geartete Opposition zu er­
sticken, da es die Signalwirkung
mit Recht fürchten muss. Wenn die
USA und Australien wie bisher Indo­
nesien wirtschaftlich und militärisch
unterstützen, wird dieser Staat wei­
ternhin seine Vorstellungen von
"Ruhe und Ordnung" im malaischen
Raum durchsetzen - notfalls um den
Preis der Ausrottung eines oder meh­
rerer Völker.

R.H.*

(Hauptsächliche Quellen: "pogrom",
7.Jg. Nr. 39/40; Le Monde)

Polen:

Sozialismus ist Arbeitermacht und
Demokratie

Sommer 1973, ich bin zu Besuch bei
Bekannten, sitzte mit einem polni­
schen Arbeiter in der Nähe von Gd ansk
am Strand und rede über dies und je­
nes. Natürlich kommen wir auf das
Jahr 1970 zu sprechen. Das Jahr an
dem die polnische Arbeiterschaft zum
zweitenmal nach 1956 mit ihrem Blut
die Fehler des herrschenden Regimes
begleichen musste. Gomulka, einst
gefeierter Retter/änderte nichts am

bürokratischen Zentralismus, schei­
terte und musste gehen. Als neuer
Stern am Himmel der Partei kam
Gierek. Er versprach, dass es in Po­
len nicht mehr möglich sein werde,
ohne der Zustimm ung der Arbe iter­
schaft Entscheidungen zu treffen. Er

versprach neben der Erhöhung des
Lebensstandards neue Formen der
Demokratie in Betrieb, Gemeinde

und Partei. Zwar weigerte er sich
so weit zu gehen, wie zwei Jahre
vorher die tschechoslowakischen
Kommunisten, die echte Schritte in
Richtung Arbeiterdemokratie setzten,
doch dadurch - und das verstand man
in Polen - ersparte er sich die"brüder­
liche Hilfe" seitens der Ud SSR.
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So schien es. dass sich in Polen alles
zum Besseren wandle. Umso verwun­
derter war ich über die Aussagen mei­
nes Gesprächpartners, der ein ehema ­
ligf'r Widerstandskämpfer und einst
Mitglied der KP war. Er ist Kommu­
nist geblieben und deshalb aus der
Partei ausgetreten, denn nach wie vor
widerspräche die Politik und speziell

die Praxis der Partei den Interessen
der polnischen Arbeiterschaft. Es sei
zwar unter Gierek besser geworden,
aber im Wesen habe sich nicht geän­
dert. Im Betrieb herrsche nach wie
vor die Parteibürokratie. In allen Le­
bensbereichen sei nach wie vor das
Wichtigste "gute Beziehungen" zu
haben.

Diese Urlaubsgespräche kamen mir
immer wieder zu Bewusstsein, als
ich die ersten Meldungen über die

Arbeiterunruhen in Polen hörte.

Polen, unter Gierek von vielen als

liberaler sozialistischer staat betrach­
tet' stürzte in eine Krise und die Par­
tei liess wieder Polizei und Militär
aufmarschieren und mit roten Fahnen
und unter Absingen der "Internationa­
le" demonstrierende Arbeiter nieder-

halten. Es gärte nicht nur in Radom
und in Warschau, das zeigt die Re ­

aktion der Partei.

Es stellte sich einmal mehr heraus,
wie isoliert die KPP in der Arbeiter­
schaft ist, wie unfähig sie ist, die
Bed ürfnisse der polnischen Arbe iter­
schaft zu erkennen, geschweige denn
ihre Interessen wahrzunehmen.

Bereits Ende 1975 zeigte es sich, dass
die polnische Wirtschaft in eine Kri­
se geraten würde, falls es nich ge­
länge, die gigantischen Milliarden­
subventionen für Grundnahrungsmit­
tel abzubauen. Die Warenproduktion
hat eben ihre eigenen Gesetze, die
nicht durch formale Dekrete aufge­
hoben werden können. Es wurde im
ZK angekündigt, geeignete Mar.nah­
men mit der Bevölkerung zu disku­
tieren. Die Diskussion mit der Bevöl-
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die Reaktion der KPÖ, die ener­
gisch dementiert würdelos und un­
terwürfig zu sein, aber sich wieder
voll hinter ihre Bruderpartei stellte.
Die KPI, an deren Erfolgen sich die
KPÖ sonnen möchte, teilte im Ge­
gensatz dazu der KPP mit, daß
sie die sozialen Konflikte anJers
lösen würde.

Die Ereignisse in Polen, die Terror­
urteile gegen Demonstranten haben
gezeigt, daß in Polen weder die Ar­
beiter an der Macht sind noch, daß
sie Möglichkeit haben,sich zur
Durchsetzung ihrer Interessen zu
organisieren. Aber ohne Arbeiter­
macht und Demokratie gibt es kei­
nen Sozialismus auch keinen "rea­

len ".

Bestemi.arte für ~~offensiv linli.S(.(.

Bezeichnend die Reaktion der herr­
schenden Kreise in Österreich, die
"lawand order" Maßnahmen sicht­
lich unterstützten, haben sie doch
sehr großes Interesse daran, Demon­
stranten als "Kriminelle" zu be­
zeichnen. Genau so bezeichnend

man den Prozeß machen. Es ist be­
kannt, daß hunderte Arbeiter ihren
Arbeitsplatz verloren haben, daß
sich mit den Arbeitern solidarisieren­
de Intellektuelle wie KURON in die
Armee einberufen wurden und, daß
einigen "Rowdies" der Prozeß, na­
türlich unter Auschluß der Öffent­
lichkeit, gemacht wurde. Sie er­
hielten Strafen zwischen drei und

zehn Jahren.

Ich möchte gerne "offensiv links" für ein Jahr abonnieren
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Im ersten Augenblick versuchte man
es wieder mit der alten Masche. Die
unerwarteten Unruhen seien laut des
Präsidenten des polnischen Fernsehens
Szczepanski von "Ganoven und Row­
dej" ausgenützt worden. Einige Tage
später erklärte dann Gierek, die Teu­
erungsabsichten seien nur eine Dis­
kussionsgrundlage gewesen und nach­
dem man in bewährter Manier Unter­
stützungerklärungen polnischer Ar­
beiter organisiert hatte, werde man
alles überdenken.
Doch die Rache der Partei für die

schwere Niederlage folgte auf den
Fuss. Man erklärte zwar, daß jene

Arbeiter, die sich im Rahmen der

Legalität befunden hätten, nichts
zu befürchten brauchten, aber den

"kriminellen" Elementen werde

kerung erfolgt nicht. Anscheinend
verließ man sich auf die Erfolgsmel­
dungen der jeweiligen Parteisekretä­
re, die sie, um ihre Privilegien nicht
zu verlieren, an die Zentrale weiter­
leiteten.

Daher verkündete am Donnerstag, den
24.6. die polnische Regierung die
drastischen Preiserhöhungen, die
vier( !) Tage später, am Montag, den
28.6. in Kraft treten sollten. Sie sind
nicht in Kraft getreten. Ein Auf­

schrei der Empörung, der die Herr­
schenden an 1970 erinnerte, zwang di
Regierung zur Zurücknahme.



BRD:

Die Linke und die Bundestagswahlen
Am 3. Oktober werden die westdeutschen Wähler wieder einmal zur Urne ge­
beten, um durch ihr Votum die parlamentarischen "Macht"verhältnisse fest­
zulegen - Machtverhältnisse, die mit der Entwicklung des modernen, inter­
ventionistischen "starken" Staats immer irrelevanter, immer abhängiger von
der Eigendynamik der staatlichen "Exekutive" werden. Dementsprechend
führen beide Großparteien einen Wahlkampf in schwarz-rot-gold: Ob "aus
Liebe zu Deutschland" (CDU/CSU) oder "Modell Deutschland" (SPD),
Chau\"inismus und Staatsfixiertheit werden groß geschrieben. In der Wahl­
schlacht wird wüst polemisiert, (CDU-Parole: "Freiheit statt Sozialismus" ­
Brandt auf dem Mannheimer Parteitag: "die CDU/CSU ist ein Sicherheits­
risiko ") während es in d er Realität anders aussieht. Die SPD- Regierung hat
den Angriffen auf die Lebensbedingungen der Arbeiter nicht nur nichts ent­
gegengesetzt (momentan verteidigt sie den Reallohnabbau, "um den Auf­
sch\,'ung nicht zu gtfährden"), sie hat diese teilweise aktiv unterstützt (z. B.
Polizei einsätze im Druckerstreik), was zu einer gewissen Spannung zwischen
Sozialdemokratie und Gewerkschaften und zur Abstinenz von SP-Kernwähler­
schichten bei den Regionalwahlen (vorallem in Baden-Württemberg) geführt
hat. Sie hat durch eine Reihe von äußerst repressiven Paragraphen und Ge­
setzen die Grundlage für einen Polizeistaat geschaffen und sie hat mit der
Unterdrückung inner- und außerparteilicher linker Opposition eine weitere
Rechtsentwicklung eingeleitet. Einige vor der Wahl vergossenen Krokodils­
tränen ("Wir sind vielleicht ein bißchen zu weit gegangen ") über das Klima
von Angst und Duckmäuserturn, das durch die Praxis der Berufsverbote her­
vorgerufen wird, sollen darüber hinwegtäuschen, daß bis jetzt Schmidt und
Konsorten die eindeutigen Hauptträger der Repression waren und daß sie in
diesem Klima nur eine Entwicklung züchten, die auch weniger linke Soz ial­
demokraten bald gefährden wird. Demgemäß hat die SPD im Wahlkampf

auf jede "außerparlamentarische Mobilisierung" verzichtet. War das Motto
"Wir Deutschen können stolz sein auf unser Land - Willy Brandt" 1972 noch
in einer breiten gesellschaftlichen Unterstützung für die SPD untergegangen
("Millionen gegen Millionäre "), so will man sich dieses Mal als Volks­

partei par excellence hinstellen.

Bilanz der soziallibera­
len Koalition

Es ist hier nicht der Raum ausführlich
auf die Entwicklung der SPD in der
Geschichte der Bundesrepublik einzu­
gehen. Jedenfalls fand der Sieg der
sozialliberalen Koalition und mehr
noch der SPD-Wahlsieg 1972 in einer
völlig anderen Situation statt als
heute.

Breite Bevölkerungssichten solidari­
si,.;rten sich damals offen mit der
SPD, als die CDU mit Hilfe parla­
mentarischer Überiaufer die sozial­
liberale Koalition durch ein Miß­
trauensvotum stürzen wollte.

Schon einige Tage nach der Wahl
ging die SPD unter dem Motto: "Auf
dem Teppich bleiben" daran, ihre
eigene Basis zu beschwichtigen: vor
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allem die Gewerkschaften und Jusos.
Gegen die Forderungen der Gewerk­
schaften wurde das "Gesamtinteresse "
aufgefahren, das Vorrang vor "Stan­
des- und Gruppeninteressen " habe.
Mit den Septemberstreiks 1973 und
den ersten Anzeichen der Krise kam
dann eine neue Wende nach rechts
und der SP-Politik überhaupt. Die
Regionalwahlen in Hamburg, Schles­
wig Holstein und Rheinland-Pfalz
brachten stetige Verluste für die SPD.
Als Sündenböcke wurden die Jusos
("verschrecken die Leute") und die
Ölscheichs ("schuld an der Krise")
aufgebaut.

1973 stiegen die Lebenshaltungsko­
sten schon um 7,4 Prozent (während
die SP sie bei 20/0 einpendeln'wollte).
Es begann eine Phase der brutalen
Rationalisierungen, Arbeit~losigkeit

- besonders unter der Jugend - und
Kurzarbeit waren an der Tagesordnung.
In ungewolltem Verhältnis zu diesen

Krisenerscheinungen wuchsen aber
auch die Disziplinierungsmal3nahmen
von Staat und Kapital. Der "Klassen­
kampf von oben" wurde immer be­
wußter und vorausschauender gefi.ihrt.
Die Spaltung in inländische und aus­
ländische Arbeiter wurde weidlich
ausgenützt, die Initiative zu Arbeit s­
kämpfen ging oft von Ausländern aus
(wie stark die Spaltung war, zeigt
sich zum ßeispiel bei Ford-Köln, wo
die BILD- Dreckschleuder ungestraft
schreiben durfte: "Deut sche Arbe iter
kämpfen ihre Fabrik frei ", .,) Paral­

lel dazu lie~ die SPD/FDP-Regierung

Polizei, ßundesgrenzschule und ßun­
deswehr vorsorglich gegen den "inne­
ren Feind" aufrüsten, Unter dem Vo r­
wand der "Terroristenbekämpfung "
wurde ein Waffenarsenal angeschafft,

das für die blitzschnelle Nieder­
schlagung auch grol \er Streiks und
Demonstrationen wie geschaffen ist.

Als dann 1974 nach der Guilleaume­
Affäre der rechte Parteiflügel durch
die Kanzlerschaft des "Machers"
Helmut Schmidt auch optisch voll­
kommen die Macht iibernahm, ge­
wann die Rechtsdrift noch eine neue

Qualität: Schmidt spielte sich als
Gend arm und Sch ulm eister Europ as
auf. Die jungste Drohung Schmidts,
die BRD würde im Fall einer kommu­
nistischen Regierungsbeteiligung Ita­
lien die Kredite sperren, ist nur der
vorläufig spektakulärste Höhepunkt
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praxis feststellen: "rot gehupft wie
schwarz gesprungen". Die diversen
"Polizei - und Antiterrorgesetze ", die
das sozialdemokratische Justizmini ­
sterium verlassen haben, gaben dem
STERN Anlass für eine makabre Polit- ;
Fiction-Story: sie reichen nämlich i
ohne weiteres für eine "legale" fa- I
schistis<.:he Machtergreifung durch I
die Bundeswehr. I

I

i
i

Die alltägliche Repression und der
staatliche Terror. der uns nur von
Zeit zu Zeit durch einige spektaku­
läre Fälle bekannt wurde, zusam-
men mit den Auswirkungen der Krise
schaffen ein Klima, in dem unter
anderem auch neonazistische Grüpp­
chen immer häufiger öffentliche Auf­
tritte vornehmen können. Elmar Alt­
vater bezeichnete es auf dem Frank­
furter Pfingstkongreß (siehe OL Nr. 26)
als "Skandal der Unterdückung von so­
zialistischen Positionen in der BRD",
daß die momentan wesentlichste
Repressionsagentur die Sozialdemo­
kratie ist. Und unter dem Beifall
der meisten Anwesenden nahm er
schon damals für sich eine Ent­
scheidung vorweg, die Teilen der
Westdeutschen Linken immer noch
Kopfzerbrechen bereitet: "Wählen
werden wir diese SPD nichtl". Trotz
a11 dieser Tatsachen ist das nahelie­
gende Problem der Wahltaktik nicht
ge löst. Gei den Landtagswahlen in
Baden-Württemberg soll es DKP­
Funktionäre gegeben haben, die
noch am Wahltag unschlüssig waren,
ob sie nicht der SP ihre Stimme ge­
ben sollten. um eine weitere Rechts­
entwicklung zu verhindern. Das Ge­
spenst einer Regierung mit Strauss u.
Dregger lässt jeden noch so minima­
len Unterschied hervortreten. der
zwischen SPD und CDU/CSlJ noch
herrscht •••

Wir schrieben vor einem Jahr, be­
zogen auf die österreichische Situa­
tion: "Bei dieser Wahl wird nicht
über die Politik der nächsten vier
Jahre entschieden, sondern - besten­
falls - der Rahmen und die Bedin­
gungen für den Kampf um die Politik,
den Klassenkampf, abgesteckt•..
Derzeit gibt es zur SPÖ-Regierung
keine linke Alternative - nur eine
rechte. Die Mehrheit der öster­
reichischen Arbeiter und Angestell­
ten weiß dies auch ohne Belehrun­
gen - sie wählt SPÖ und wird damit
voraussichtlich eine Regierung
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Das Pendel schlägt nach rechts
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PI.ht KI.us St.eck
0-69 Heidelberg, Box 102063

Die Jusos richten sich. insbesondere
nach dem Desaster der Linken auf
dem Mannheimer Parteitag, auf' s
Überwintern ein. Vorsit zende Heidi
Wieczorek - Zeul drückte mehr oder
weniger versteckt aus, daß die Unter­
stützung innerhalh der Parteilinken
weitgehend nur mehr aus resignati­
ven Momenten erfolgt. " ••• weil
nur sie (die SPD) ein Abrutschen
in eine polizeistaatähnliche Gesell­
schaft verhindern könne, die Voraus­
setzungen für Reformen erhalten und
die Fortsetzung der Entspannungspo­
litik gewährleistet werden könne"
(zitiert nach Arbeiterstimme 2/76).
Dagegen sieht die BRD oft gerade dort
einem Polizeistaat am ähnlichsten,
wo Sozialdemokraten regieren, etwa
in Frankfurt oder Berlin. Der Ham­
burger SPD-Senat hat den Rad ikalen­
erlat; erfunden und selbst das SPD­
Zentralorgan VORWÄRTS (! !) m ugte
im Jänner bei einem Vergleich zwi­
schen CSU und SPD-Berufsverbots-

einer Kette internationaler Aktivi­
täten der deutschen Sozialdemokra­
tief die sich in derselben "Unver­
schämtheit" in die Angelegenheiten
anderer Länder einmischt. die man
früher ganz anderen Kräften vorwarf.
Bereits 1974 forderte Schmidt einen
Krisengipfe 1. um den westeuropäi­
sehen Gewerkschaftsführern die Not­
wendigkeit "der Senkung des Kon­
sums der privaten Haushalte" klar­
zumachen (vgl. "Frankfurter Rund­
schau", 4.11.1974).

Mehrmals lieB er wütende Attacken
gegen die sozialistischen Bruder­
parteien in Süd - und Südwesteuropa
wegen ihrer Beteiligung an "Volks­
frontregierungen" vom stapel. Die
Differenzen. die zwischen der SPD
und einigen europäischen Sozialde­
mokratien daraufhin entstanden
(besonders mit Mitterand). versuchte
die SPD mit politischem Druck
(" Aufklärungskampagne ") auszuglei ­
ehen - mit Erfolg: so sind z.B. die
internat ionalen SP-Aktivitäten ge­
gen politische Unterdrückung in der
BRD - zunächst bis zur Wahl - fast
eingeschlafen. In Inseraten schwärmt
die SPD vom "heute jedermann er­
kennbaren wirtschaftlichen Auf­
schwung ", während Reallohnverluste
lind eine gigantische Umverte ilungs­
politik zugunsten der Unternehmer
noch nicht einmal das Investitions­
klima allzusehr angeheizt haben,
Die Bundesrepublik sei eine "Konjunk­
turlokomotive " der Weltwirtschaft.
die SPD mit ihren Konjunkturprogram­
men der bessere Arzt am Krankenbett
des Kapitalismus. dem die "Opposi­
tion" die falsche Therapie verschrei ­
ben wollte,

Die nach au~;en getragene Se lbst­
sicherhe it re la tiv iert sich sichtlich.
wenn man die in der letzten Zeit
gewachsenen Widersprüchlichkeiten
innerhalb der SPD betrachtet. In
Hannover ermöglichten dissidente
SPD- Abgeordnete einen CDU- Mini­
sterpräsidenten, in München packel­
te die Partei:'Unke" mit der CSU ge­
gen den SPD-Bürgermeister. Spal­
tungsgerüchte und lokale Fehden,
Austritte und Parteiausschlüsse häufen
sich. SPD-Vorstandsmitglied Joachim
Steffen erklärte im April. die "Klas­
senlogik " diktiere ihm die Einsicht,
die SPD gehöre wieder in die Oppo­
sition, da von den geplanten Refor­
men meist nur die Worthülsen übrig­
geblieben seien.
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"Junge, versündige dich nicht gegen deine Eltern"

Aufhebung des Lohnsystems ! Beseiti ­
gung der Ausbeutung des Menschen
durch den Menschen! Errichtung der
klassenlosen Gesellschaft, des Kommu­
nismus! " - KV Z 29.4.1976) Dieses
Programm seriös vertreten, meint der
KBW, kann allerdings nur er selber.
Die "KPD" dagegen war etwas offe­
ner: wer mit ihr kandid ieren wollte,
brauchte nicht viel mehr anzuerken­
nen' als dass "der sowjetische Sozial­
imperialismus die gefährlichere
Supermacht ist" sow ie "der moderne
Revisionismus"(= maoistischer Aus­

druck für DKP, Anm.) "der Haupt­
feind innerhalb der Arbeiterbe",·egung".
Neben diesen etwas skurillen Varian­
ten der Wahltaktik stand wie gesagt
der Versuch \'on SB, KB und GIM
differenzierter zu argumentieren.

Das SB veröffentlichte Anfang Mai
in "links" einen Artikel von Arno
Klönne und Klaus Vack, der versuch­
te "eine Diskussion über die Bundes­
tagswahl1976 öffentlich zu be­
ginnen", indem Be""us5tsein, dass
"im geschlossenen Kreis dieses oder
jenes Zentralkomitees" die Wahlposi­
tion bereits vorgeklärt ist. Kurz da­
rauf, am 6. Mai, erfuhren viele Mit­
glieder der GIM aus der Wochenz ei­
tung "was tun", daß das ZK eine Be­
teiligung an der Bundestags­
w ah I beschlossen hatte. Am ~n. Mai
schliesslich veröffentlichte der KB
im "Arbeiterkampf" den Artikel "zum
Eingreifen der Linken in die Bunde'­
tagswahl" dem unterschwellig die Ab­
sicht zugrunde lag, in der noch ver­
bleibenden Zeit ein linkes Wahl­
b ü n d n i s zustande zu bringe n. -

In einem Rückblick auf die bisherige
Wahltaktik des SB, das sich nie an den
DKP - Vorfeld - Wahlbündnissen be­
teiligt, sondern bis 1972 der SPD kriti­
sche Unterstützung ge",ährt hatte (wie
übrigens auch KB und GIM), werden
frühere Hoffnungen in die SPD als
zumindest fragwürdig bezeichnet.

Es ist "offenbar geworden, dar die
Regierungspraxis auch der sozial-libe­
ralen -Koalition letztlich auf der
Kontinuität des' CDU-Staates' be­
ruht". Mit der Abwesenheit eines
massenhaften Widerstandspotentials
ist jede Hoffnung auf eine "reform isti­
sche" Wendung der SP-Politik z",eck­
los.

"Daß relevante Gruppen innerhalb
der Klasse der Lohnarbeiter auf ein
'Wort' des SB (oder irgendwelcher
anderer linker Organisationen, die
KPD eingeschlossen) 'warten' könn-

Eine linke Wahldiskussion im engeren
Sinn fand vor allem zwischen de n
Organisationen statt, die z. T. in
lokalen Antirepressionsbündnissen
schon längere Zeit ansatzweise ge­
meinsame Praxis leisten: also haupt­
sächlich dem Sozialistischen Büro (SB),
dem Kommunistischen Bund (KB) und
der Gruppe Internationale Marxisten
(GIM), BRD-Sektion der IV. Interna­

tionale.

DKP, KBW, KPD, KPD/ML haben
ihre Kandidatur schon bekanntgege­
ben. Die DKP, 1972 mit 0,3 0/0 weit
hinter dem Prozentsatz der KPÖ,
aber mit älmlichem politischen
Feingefühl, glaubt mit der eher al­
ten als bewährten Parole "Kommu­
nisten in den Bundestag" die 5 0/0­
Hürde zu überspringen. Diese poli­

tische Hochstapelei und parlamen ­
tarische Fixiertheit wird ihr eine

ähnliche Karriere bringen wie der
KPÖ. Der KBW dagegen (Wahlziel
0,1 bis 0,2 0/0) kandidiert, um den
bürgerlichen Programmen das "Pro­
gramm des Proletariats" entgegenzu­
stellen. (Kurz zusammengefaAt:
"Beseitigung des Private igentums !

die Linke erst in den Anfängen, war
Gasperschitz übereilt und "gefährlich ",
konnte man sich so richtig als Libera­
ler geben. Die SPD dagegen hat die
Unterdrückung in vollem Bewusstsein
eskaliert.

Wir gingen davon aus, dass eine SPÖ­
Regierung die Verschlechterung der
Lebensbedingungen der Arbeiter zu­
mindest defensiv wesentlich mehr
verhindern müsse als eine ÖVP- oder
Koalitionsregierung. Tatsächlich war
bei uns von einer Massenarbeitslosig­
keit und ähnlichen Reallohnverlusten
wie in der BRD wenig zu spüren. Auch
hat es bei uns keine grösseren Loyali­
tätsbrüche zur Sozialdemokratie inner­
halb von Teilen der Arbeiterklasse

gegeben, wie dies in der BRD der
Fall war, wo dies allerdings momen­
tan zur Resignation geführt hat.
Schließlich - und das ist sicher
nicht das subjektive Verdienst
Kreiskys oder der SPÖ, sondern
Produkt unserer eigenen Schwäche -
ist die politische Repression gegen

Kreisky III erwirken" (Erklärung der
föj-BfS zu den Wahlen 1975).

Es besteht und bestand allerdings
ein Unterschied zwischen SPÖ und
SPD, der sich nicht nur program­
matisch (bei der SPÖ ist die klas­
senlose Gesellschaft noch "drinn ")

und personell (Kreisky ist Schmidt

und Brandt in einer Person) äussert.

Die Linke zur Wahl:
Welche Taktik?

,..-----------------,r---.---.-.-.------,
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ten, ist jedenfalls ein absurder Ge­
danke ". Deswegen sei das für die
Wahlen und die daraus folgende Tak­
tik relevante Potential unter dem
beschränkten Kreis derj enigen zu su ­
ehen, "die ihre Vorentscheidung
gegen den Kapitalismus bereits ge­
troffen haben" - "Inwieweit also dem
Interesse der Lohnarbeit Konzessionen
gemacht werden müssen, welche
Fraktionen auf der Kapitalseite mit­
einander rivalisieren, welche politi­
sehen Herrschaftsformen und demokrati­
sehen Rechte innerhalb des Kapitalis­
mus von Kapital und Arbeiterklasse
beansprucht werden oder negiert wer­
den können - solche Merkmale", "
bleiben in der BRD, im Unterschied
etwa zum italienischen Parlamenta­
rümus, momentan "unterhalb der
parteipolitischen und parlamentari­
sehen Schwelle, " Den Parlamenta­

rismus könne man nicht. unabhängig
vom Stand der gesellschaft lichen
Auseinandersetzungen betrachten.
Bleibt die Frage, welche Bedeutung
für die Kräfteverhältnisse in der BRD
die möglichen Resultate der Bundes­
tagswahlen haben können.

Für die Linke bleiben zwei Möglich­
keiten. Einerseits ein organisierter
Wahlboykott, der mit politischen
Aktivitäten gekoppelt ist (eine Zeit
lang wurde in SB-Kreisen der Vor­
schlag einer zentralen Anti-Repres­
sionsdemonstration in Bonn am Wahl­
tag ventiliert) oder andererseits "die
Stimme für eine der kandidierenden
komm unist ischen Organisationen ab­
zugeben, und zwar so, daB öffentlich
begründet wird, weshalb man sich
der Programmatik und Politik der
entsprechenden Organisationen
nicht verschreibt, worin man sie
kritisiert und weshalb man die Stimm­
abgabe für sie richtig hält, "

- Letzteres ist eindeutig auf die DKP
gemünzt, da die Positionen von
KPD - KPD/ML - KBW zum Teil mit
der Linken nur mehr Äußerlichkeiten
gemeinsam haben.
Andererseits ist das Ergebnis bereits
vorherzusehen: die zehn- bis zwan­
Zigtausend Stimmen aus dem SB­
Dunstkreis werden das Kraut nicht
fett machen - undwasbleibt, ist.
eine "Demonstrat ion der eigenen
Ohnmacht" bzw. eine ",-eitere Selbst­
täuschung der DKP, die die dazuge­
wonnenen Stimmen natürlich als Be­
stätigung ihrer Programmatik ansehen
würde.

Als Reaktion wurden in den beiden
nächsten Nummern von "links" recht

divergente Positionen vertreten:
"fortschrittliche ", d. h. die Repression
ablehnende Kandidaten von SPD und
FDP noch unterstützen (SB- Achen)
bis zu Wahlenthaltung oder überhaupt
Ablehnung eine Wahldiskussion (SB­
Nürnberg.

Die GIM vertritt eine zum SB kontro­
verse Position. In einem an die Teil­
nehmer des Pfingstkongresses verteil­
ten Flugblatt heißt es: "Die Schlüssel­
frage, vor der sozialistische Politik
in Westdeutschland steht, ist die
Loslösung der Arbeiterklasse von der
Sozialdemokratie. " Gerade in einer
Situation der une nt wie k e I t e n
Klassenkämpfe sei es notwt;'ndig,
ein generelles politisches Konzept,
das die elementaren Tagesinteressen
der Arheiter komprimiert, zu er­
stellen. Solange die Arbeiter nicht
"massenhaft mit dem System ge­
brochen haben ", spielten Wahlen bei
der Bewußtseinsbildung, besonders
angesichts der "Wahlfixiertheit" der
SPD, noch eine große Rolle, Im Früh­
jahr habe ein Aufschwung der Arbei­
terkämpfe "günstige Voraussetzungen
für einen Differenzierungsprozeß in­
nerhalb der SPD" geschaffen. Der
zentrale Fehler des SB liege darin,
daß es "nicht die Frage noch eine
Antwort für die Klasse stellt'~ ., son­
dem ''es stellt die Frage nach einer
Antwort für die Linke ". Dies sei aber
für die Entwicklung der Klassenkämp­
fe "reichlich nebensächlich ", Und
so kandidiert die GIM wie weiland
bei uns die GRM auf sich allein ge­
stellt mit einigen ausgefeilten "Über­
gangslosungen " - und wird wahr­
scheinlich dasselbe Schicksal erlei­
den wie die österreichische Sektion:
die einzigen, die dem "Programm"
gebührende Aufmerksamkeit schen­
ken, werden die eh schon halb ge­
wonnenen Sympathisanten sein -
aber von einem Differenzierungs­
prozeß in der SPD aufgru nd der
GIM-Kandidatur wird nach den Wah­
len nicht die Rede sein. Interessant,
daß die italienische Sektion der IV,
Internationale das linke Wahl bündnis
DP unterstützt, während etwas ähn­
liches beim momentanen Kräftever­
hältnis in Deutschland laut GIM ein
"zentristisches Manöver" wäre. Der
Kommunistische Bund hat richtig
kommentiert: "Je einflußloser und
zersplitterter die Linke ist, umso not­
wendiger ist es der GIM zufolge offen­
bar, daß jedes Grüppchen mit eigenen
Kand idaten ins Feld zieht! " Der KB
hat die Vorstellung einer "Programm-

Kandidatur" kritisiert: "Es kann unse­
rer Meinung nach jetzt nicht das
Ziel sein, die Massen bei den Wahlen
für das eine oder andere Schul- und
Ausbildungsmodell zu gewinnen, für
'Arbeiterkontrolle ' (GIM) oder 'Volks-

bewaffnung , (KBW), sondern es muß
vor allem darum gehen, die vorhan­
dene Unzufriedenheit mit der SPD­
Regierungsführung aufzunehmen und
zusammenzuführen ••• Im genauen
Gegensatz zur GIMsind wirder Mei­
nung, daß Anstrengungen in dieser
Richtung gerade weg en der Schwä­
ehe und Spaltung der Linken notwen ­
dig sind ". Allerdings erfolgte die Ini­
tiative des KB verspätet. Aus einer
internen Diskussion zog er den Schluß,
daß keine spezielle Wahlempfehlllng
möglich sei lind empfahl Wahlboykott
oder eine Stimme für eine Organ isa ­
tion links von der SPD.
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Was geschah und was geschehen
wird. .. wenn nichts geschieht

Ruhe und Frieden sind wieder einge­
kehrt. Und in dieser Ruhe laufen die
Prozesse gegen drei Teilnehmer der
Protestdemonstration vom 2.10.1975
vor der "Iberia". Wie kam es zu
diesen Prozessen?

Die spanischen Todesurteile im Ok­
tober 1975 lösten in der ganzen Welt
Empörung und Protest aus. In Rom,
Brüssel, Mailand und Paris wurden
die spanischen Botschaften gestürmt,
das Inventar zerschlagen, in Lissabon
wurde die spanische Botschaft ange­
zündet, ohne dass Feuerwehr oder
Polizei eingriffen. In fast allen
Städten Europas fanden machtvolle
Demonstrationen gegen die Hinrich­
tungen und für den Sturz des Franco­
Regimes statt. In englischen und
holländischen Häfen boykottierten
die Docker die spanischen Schiffe.
Der internationale Bund freier Ge­
\\erkschaften rief für den 2.10. zu
einem Aktionstag gegen den spani­
sehen Faschismus auf.

Auch in Österreich kam es am 2.10.
zu einer gemeinsamen grossen De­
monstration der antifaschistischen

Kräfte. Wie bekannt zogen nach der
Kundgebung auf dem Schwarzenberg­
platz rund 1.500 Demonstranten zum
spanischen Reisebüro "Iberia ". Nach­
dem die Fensterscheiben des Büros
durch Steinwürfe zerschlagen waren,
löste die Polizei in drei AngriffsKel­
len die Demonstration auf, wobe i bei
immer gewalttätigeren "Amtshand ­
lungen" unterschiedslos flüchtende
Demonstranten lind unbete Higte Pas­
santen niedergeknüppelt wurden. Wäh­
rend dieser gewaltsamen Räumung
\\'urden schnell noch sieben Personen,

die nicht schnell genug liefen (einige
von ihnen, weil sie niedergestürzten
Demonstranten halfen), festgenommen.

Dreien von ihnen wird seit dem
10. Mai im Wiener Landesgericht
wegen Widerstand gegen die Staats­
gewalt und wegen Körperverletzung
der Prozess gemacht.

Die Widersprüche, die während der

Verhandlung von Seiten der An­

klage ans Tageslicht traten, sind

derart eklatant, dass sie zu einer so­
fortigen Einstellung der Prozesse aus­
reichen müssten, wenn es sich um
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das handelte, was von der Justiz be­
hauptet wird: Um eine strafrechtliche
Verfolgung einiger Bösewichte, die
aber losgelöst vom politischen Hin­
tergrund' zur Farce werden muss.

So ergaben sich schon bei der Iden­
tifikation der Angeklagten einige
Merkwürdigkeiten: Beim Gerichts­
verfahren wurde deutlich, dass, als
die Verhafteten in den Arrestanten­

wagen geschafft wurden, nie deren
Namen oder sonstige Daten aufge­
nommen wurden. Als alle Verhafteten
im Wagen waren, wurde mühsam ver­
sucht, eine Reihenfolge in die Arre­
stanten zu bringen, Ein Angeklagter
wurde mehrmals mit verschiedenen
Nummern, die die Reihenfolge der
Verhaftungen und damit die Delikte
zuordnen sollten, bedacht. Der zu­
ständige Beamte erklärte: "Mayer ,
vom Kommissariat, •• hat den, ••
festgenommen. " Auf Befragen gab
er dann allerdings an, dass er nur
einige Namen erfahren konnte,
"aber in einem solchen Fall habe
ich das Gesicht jedes einzelnen auf
meinem Zettel beschrieben, und das
schliesst j eden Irrtum aus. "

Die Identifikation beim Untersuchungs­
richter wurde so vorgenommen, dass
der zu Identifizierende allein im
Zimm er sass und der Zeuge herein­
gelassen wurde, um ihn zu erkennen.
Dabei wurde laut der Name der Ange­
klagten ausgesprochen. Sogar so
klappte es nicht immer.

Beim Angeklagten Anton Matzer gab
der Polizist beim Untersuchungsrich ­
ter an: "Ich kann mich an den hier
heute gegenübergestellten Beschul­
digten Anton Matzer zur Zeit nicht
mehr persönlich erinnern. Wenn die­
ser eine Brille trägt, so glaube ich,
dass dies damals nicht der Fall war. "
Der Angeklagte wurde dann wegge­
schickt, der Polizist bleib beim Un­
tersuchungsrichter. Bei der Verhand­
lung sah die Zeugenaussage dann so
aus:

"Als ich zur Vernehmung zum Unter­
suchungsrichter kam, fragte mich
dieser, ob das jener Herr sei, der
mich misshandelt habe, was ich
bej ahte und gleichzeitig zum Aus­
druck brachte, dass mich irgendetwas

an ihm störe, nämlich seine Brille. "

Und so geht es weiter.

Otto Schell beispielsweise wurde von
hinten aus rund 20 Meter zuerst am
markanten Gesicht, später an seinen
"typischen Bewegungen und an sei­
nen seitlich funkelnden Br illen" er­
kannt. Einer der Polizisten, die Man­
fred Hubmann verhafteten, war dann
später "bei der Eskortierung des Be­
schuldigten zum Arrestantenwagen

nicht dabei ".

Während Anton Matzner, von 2 Po­
lizisten an den Handgelenken und

I Ellbogengelenken mit dem soge­
nannten "Komm-mit-Griff" festge­
halten, mit der dritten Hand einen
Polizi$ten in den Magen geboxt ha­
ben soll, wird Otto Schell vorgewor­
fen, aus 20 Meter Entfernung mit
dem Rücken zu den Polizisten steh­
end, einen Stein über die Schulter
auf einen Polizisten geworfen zu
haben. Die Körperverletzung, die
Manfred Hubmann wiederum dem
PWM Pacher zugefügt haben soll
(Schienbeinverletzung) konnte von
der Anklage überhaupt nicht nach­
gewiesen werden. Im Gegenteil:
Die Ärzte imWilhelminenspital
stellten bei einer Kontrollunter­
suchung eindeutig fest, dass kei­
nerlei Verletzung vorgelegen war.
Zeuge Pacher konnte zu diesen
Widersprüchen nicht befragt werden.
Er ist seit der ersten Verhand lung
nicht mehr erschienen. Er ging
nämlich für 2 1/2 Monate in den
Kranke nst and.

Bemerkenswert ist auch die Geschich­

te des Films. der am 3.10. imZiB 1
und schon in geschnittener Form am
selben Tag im ZiB 2 ausgestrahlt
worden war. Auf diesem Film ist die

Verhaftung und Mißhandlung des Be­
schuldigten Hubmann (laut ärztlichem
Attest: Schädelprellung, Risswunden
und Gehirnersch ütterung) zu sehen.
Die Verteidigung forderte den Film
als Beweismaterial an. Er blieb ver­

schwunden. "Dazu wird bemerkt,
dass die Filmkassetten nach 4 Wochen
gelöscht werden, während die auf
Sendung gegangenen Filme aufgeho­
ben werden. " So der einzige Kommen­
tag vom ORF,
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K. Winterstein

Die Stellungnahmen der linken Or­
ganisationen, die von der totalen
Ablehnung der "Iberia "- Aktion (von
Seiten der KPÖ, bei gleichzeitiger
Beteiligung ihrer Mitglieder) bis zur
Erklärung der GRM, die Demonstra­
tion organisiert zu haben, reichte,
zeigen deutlich die Spontaneität die­
ser Demonstration auf. Und das ver­
schärft die Problematik der Solidari­
tät mit den Angeklagten.

Wir haben die "Iberia"-Aktion kri­
tisiert und wir werden weiterhin
spontane Aktivitäten, die aus einem
subj ektiv fortschrittlichen Bewusst­
sein entstanden sind auf ihre objek­
tive Bedeutung in der jeweiligen
Situation untersuchen.

ment der Konsequenzen der SP-Füh­
rung auf die Solidaritätsbewegung.

Durch den Prozess gegen drei Demon­
stranten, bei denen die Sozialdemo­
kratie keine breitere Solidarität er­
wartet - zwei der Angeklagten sind
keine Mitglieder einer politischen
Organisation - soll den Linken eine
Lektion erteilt werden. Wenn hier
erstmals seit der SP-Regierung durch
eine Verurteilung in einem politi­
schen Prozess ein Präzedenzfall ge­
schaffen wird, dann ist der Weg frei,
die Linke durch Kriminalisierung in
verstärktem Mass zu verfolgen und
zu isolieren.

Solidaritätshilfe :
Für die Finanzierung der Prozess-
kosten PSK Nr. 6 304171

Wenn aber unorganisierte Linke nach
solchen Aktivitäten alleine dastehen,
dann hat die Sozialdemokratie 2:enall
das erreicht, was sie erreichen wollte:
Eine Isolierung der linken Kräfte,
eine Verunsicherung der antifaschi­
stischen' demokratischen Bewegung,
ein Klima, das jeden einzelnen ab­
halten soll, öffentlich für eine sol­
che Meinung aufzutreten.

Die schon sattsam bekannten Anstren­
gungen der Sozialdemokratie, die
Linke in der SPÖ abzuwürgen und
die beharrliche Zurückweisung der
Vorwürfe von rechts, sozialistische
Politik zu machen, ist nur ein Mo-

Untersucht man die politischen Hin­
tergründe dieses Prozesses, so wird
er in seiner Widersprüchlichkeit
verständlich als "notwendige" Kon­
sequenz der Politik einer Partei,
die eingestandenermassen mit

Sozialismus nichts mehr zu tun
haben will. Das Interesse der SPÖ­
Führung an ungetrübten Handelsbe­
ziehungen (auch zu faschistischen
Ländern - siehe Südafrika -, Rhode­
sienpolitik - ) wirft offenbar alle
antifaschistischen Bedenken der So­
zialdemokratie über den Haufen.

Innenpolitisch drückte sich das ver ­
zweifelte Ringen Kreiskys um das
liberale bis rechtsliberale Lager 2
Tage vor der Wahl ganz offen da­
durch aus, dass die antifaschistischen
Kräfte Österreichs in beschämender
Weise diffamiert wurcten, während
die internationale Solidaritätsbewe­
gung für die antifaschistischen Genos­
sen in Spanien in anderen Ländern
von der Sozialdemokratie offen un­
terstützt wurde.

Damit wurde auch den linken Kräften
in der SPÖ von der Parteiführung klar
gezeigt, wo ihre Grenzen sind. Kon­
sequenterweise war daher die erste
Reaktion Kreiskys die Androhung
eines Parteia usschlussverfahrens ge­
gen alle SP-Mitglieder, die sich an

der gemeinsamen grossen Demonstra­
tion' eine der grössten antifaschist i ­
schen Kundgebungen der 2. Repub­
lik, beteiligt hatten. Darüber hinaus
wurden Vorerhebungen gegen minde­
stens 13 Demonstrationsteilnehmer
durchgeführt, angefangen von Leuten,
die einfach nur von der Staatspolizei
bei der angemeldeten Demonstration
während des Marsches durch die Ma­
riahilferstrasse beobachtet wurden,
bis zu bekannten SPÖ-Funktionären
wie Konecny und Hindels.

Konecny wurde nicht angeklagt, da
in diesem Fall - weit mehr als bei
den drei exemplarisch herausgegriff­
enen Angeklagten - die Mobilisie­
rung der fortschrittlichen Kräfte auch
innerhalb der eigenen Organisation
befürchtet werden musste. Der par­
teiinterne Druck reichte ohnehin aus,
um die linken SPÖ-ler auf den rech­
ten Weg zu zwingen.
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Kultur 0

Bevormu
Viele jenerProblemkreise, die die
Brüchigkeit des Kapitalismus auf be­
sonders krasse Art aufzeigen, werden
in der Arena in eigenen Arbeitsgruppen

, aufgegriffen.

Sogenannte "j ugend lieh e Randschichten " :
werden in der Gesellschaft verachtet
und ausgestoßen und oft gerade dadurch
kriminalisiert. In der Arena finden sie
Platz zur Selbstdarstellung und da er­
kennen wir, daß viele der Gründe der
Unzufriedenheit uns allen gemeinsam

I sind und ihr Ghettodasein in Wirklich­
: keit uns er Ghettodasein ausdrückt.

Sozialarbeiter bemühen sich oft erfolg­
reich, Jugendliche, die aus Erziehungs­
heimen ausgebrochen sind oder aus
anderen Gründen von der Polizei ge­
sucht werden, menschlichere Alterna­
tiven als die Rückkehr in die diversen
Heime anzubieten.

: Kindererziehung, Fr auenprobleme und

I
Wohnen - all jene Probleme, die, da

, sie nur kollekt iv ge löst werden können,
I die Grenzen unseres gegenwärtigen
I SyStems sprengen und posit ive Alterna -

I
tiven beinhalten, werden in der Arena

I aufgegriffen.

Soldaten, die sich gegen die hierarchi­
schen Strukturen im Bundesheer auf ­
lehnen, werden solange geschliffen,
bis zusammenbrechen. Versuchen sie
ihre Probleme in Soldatenkomitees zu
behandeln und sich aufzulehnen, wer-

den sie versetzt und mißhandelt. In
der Arena ist es möglich, sich zu tref­
fen, miteinander zu reden und Prob­
lemlösungen herbeizuführen.

Gleichzeitig erleben wir aber die
Schwierigkeiten, die teilweise durch
die in uns fest verankerten Denk-
und Lebensweisen ausgelöst werden
und sich unter anderem in der Isolie­
rungstendenz der einzelnen Arbeits­

gruppen äußern. Obwohl diese Ten­

denz als Selbstschutz erklärbar ist,
wirkt die Kritik der anderen dagegen

nd zwingt uns zu Lernprozessen und
tlichkeit.

erkannt haben, daß ein Weiter­
der Arena nur dann möglich
breite Teile der Bevölke­

rmiert werden und Interesse
Mitarbeit finden, müssen

Informations- und Kommuni ­
etz der bürgerlichen Öffent­
durchbrechen und in unserer
uns er e sgl eieh e n zu er­
versuchen. Vielleicht könnte
ft die "Arena-Zeitung" ein

iche
ese ko-

tigen Zustand des Inlandschi
(das Alternativangebot der
würde heute nur ein Eleme
Arena bruchlos fortgeführt w
können, nämlich der Ablau
Kunstprogrammes, wozu die
senermaßen gescheiterten H
der Begegnung auch ausreic
den. " Zitat aus einer Resol
Arena-Plenums, die die Gr

für die Verhandlungen mit der Ge­
meinde ist.

Verhandlungen mit
der Gemeinde Wien

Auf der einen Seite gab es Strafverfü­
gungen gegen einige Arena -Leute, weil
keine Vergnügungs- und Getränkesteu-

ern abgeliefert wurden. (Arena-Veran­
staltungen sind kostenlos, Getränke
werden auf Spendenbasis ausgeschenkt).
Solidaritätsveranstaltungen für die
Arena in Wien werden oft nicht mehr
genehmigt. Verschiedentlich kommen
Magistratsbeamte auf das Arenagelän­
de, um illtimaten bezüglich sanitärer
Anlagen, Elektrizität usw. zu stellen.

Seit einer Woche haben sich auch je­
ne Teile der Gemeindeblirokratie,
die vorgaben, dem Arenagedanken
positiv gegenüber zu stehen, auf eine
ultimative Vorgehensweise festge­
legt. Das Ultimatum, ein Alternativ­
gelände mit drastisch verschlechter­
ten Bedingungen anzunehmen, zielt
auf eine Spaltung der bisher einheit­
lichen Arenabewegung ab. Unter dem
Mott0 "die Guten rüber, die Bösen
raushauen" will sie einmal mehr eine
von unten entstandene Initiative ab­
würgen. Falschmeldungen über Krimi­
nalitätsfälle und jer Versuch, die Le­
galisierungsbereitschaft der Arena in
Frage zu stellen, dienen als Vorbe­
reitung einer Isolierung von den Be­
viHkerungsteilen, die bisher durch ih­
re Sympathie die Arena getragen ha­

ben.

Bisher ist es den Arena - Leuten ge­

lungen, eine einheitliche Antwort zu
finden. Die Feststellung der Verhand ­
lungsbereitschaft auch über Alternat i ­
ven und die Stellung von deutlich aus­
formulierten Forderungen nach Offen­
legung der Planvorhaben fer das derzei-
tige h gleichwertigen

d nach längerfristi­
zieller und recht li -
die Gemeinde zwin­
inen Festste llungen

en.
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